 Herzlich willkommen zur Lage der Nation. Ausgabe Nummer 128 vom 1. Februar 2019.
 Ganz herzlich willkommen zu unserem wöchentlichen Rückbrick zu unserer wöchentlichen Zusammenfassung
 des politischen Geschehens hierzulande und in der Welt, so wie wir es für interessant und
 relevant halten. Wir, das sind wie immer eigentlich zum einen nicht Philippanse, Journalist und
 Podcaster. Und ich bin Ulf Burmaier, herzlich willkommen auf meiner Seite. Wir begrüßen zu
 dieser Sendung und steigen ein mit ein paar guten Nachrichten. Zum Beispiel haben wir eine Lage
 live anzukündigen, also einen öffentlichen Auftritt, wo wir die aktuelle Folge der Lage gemeinsam
 aufnehmen. Philippan, ich auf der Bühne und hinterher gibt es dann noch immer noch ein bisschen
 Publikumsfragen und Monteres bei Sammensein. Und wir freuen uns ganz besonders auf diese Lage live,
 den sie wird stattfinden am 9. März, am 8. In Berlin im Haus der Kulturen der Welt. Für die
 Touristinnen und Touristen unter uns die so genannte Schwange raus. Ja, ich habe noch nie gehört,
 dass es in Berliner gesagt hätte. Aber jedenfalls unter diesem Schlagwort ist dieses Gebäude bekannt.
 Das ist dieser großartige 50er-Jahrebau direkt am Spreeufer, um die Ecke vom Kanzleramt. Die
 haben einen sehr, sehr schönen Saal oben, wo sonst viele Konzerte zum Beispiel stattfinden. Und dort
 sind vier Zugast. Wie gesagt, am 9. März, am 8. Und Tickets bekommt ihr dazu wie immer unter
 Lage. live. Genau. Das ist unsere Kurzdumane. Dafür Lage. Live gibt es die Tickets für die
 Leihgeneration live in Berlin am 9. März. Genau. Eine der schönsten Räume mindestens in Berlin, wenn
 ich sogar, weiß ich nicht, Deutschland weiß, das ist übertreiben, aber in Berlin ist es sicherlich
 einer der schönsten und auch mit bisher größten Räume. Das wird ganz, ganz fantastisch,
 freuen, ist das klappt. Dann natürlich noch der Hinweis der obligatorische auf unser Newsletter,
 den findet ihr unter Lage der Nation.org Schreckstrich Newsletter. Da gibt es meistens oder immer eigentlich
 die Links, die wir ja immer lesen für die Lage zum nachgeschähen und Nachgucken und überpulfen.
 Aber eben auch manchmal Ankündigungen, etc. Klick da drauf. Und subscribe. Damit würde ich sagen,
 steigen wir ein. Wir steigen ein in den Ausstieg, Philipp. Denn in den vergangenen Tagen hat es eine
 Einigung gegeben zum Thema Kohleausstieg. Wirinnern uns bis 2050 soll der Ausstoß an Kohlen
 Jürgshut dem wichtigsten Treibhausgas um 80 bis 95 Prozent unter dem Wert von 1990 liegen.
 Und dabei gibt es keinen Weg darum herum, auch mal darüber nachzudenken wie denn eigentlich unser
 Strom produziert wird. Der Anteil des Stroms an diesem Kohlenstoff, die ausstoß wird immer wichtiger,
 weil z.B. Gebäude immer besser isoliert werden. Diese Ziele sind aber nur zu erreichen, wenn wir
 aussteigen aus der Verstromung von braun Kohle und Stein Kohle aktuell haben wir an Anteil von fast 40
 Prozent dieser Kohle. Und dazu hat die sogenannte Kohlekommission, vor allen Dingen Tagen,
 Angela Merkel empfehlung und übergeben Philipp. Wer ist denn eigentlich die Kohlekommission?
 Ja, das ist halt ein Gremium, was die Bundesregierung einberufen hat. 28 Männer und Frauen waren
 damit liet, Vertreter wirklich aus. Sammar mal würde schon sagen, allen beteiligten Branchen,
 also Industrie, Gewerkschaften, Umweltverbände, Wissenschaft. Und die haben halt jetzt,
 noch hatten wir auch oft drüber berichtet, Monate lang beraten. Wie ist denn dieser Kohleausstieg zu
 bewältigen? Die haben 300, glaube ich, 96 Seiten aufgeschrieben. Wie das denn gehen kann, wirklich
 lesenswert, weil eben auch viel drinsteht über unser Energiesystem, etc. P.P. Und die haben diesen
 Bericht jetzt an Merkel, die sowohl übergeben. Und weil das eben nur eine Empfehlung ist,
 muss diese Empfehlung in Gesetze umgegossen werden, reingegossen werden, damit sie dann auch wirklich
 wirklich werden und Merkel hat schon angedeutet, dass das dann auch passieren wird. Strittig jetzt
 so ein bisschen wie konkret und wortwörtlich das gemacht wird. Aber bis Mai sollen also die ersten
 Gesetze stehen und in dieser Empfehlung der Kohlekommission stehen jetzt ein paar wichtige
 Ektaten drin. Also dem... Aber bevor wir da einigen, in die Details finde ich, würde mich noch mal
 interessieren, "Hallo Kohlekommission", also eigentlich leben wir in der Demokratie. Das heißt,
 diese Kohlekommission kann man sich auf den ersten Blick mal fragen, warum die denn jetzt überhaupt
 Angela Merkel irgendwas erzählen soll zum Thema Kohleausstieg, denn die Leute sind ja eben nicht
 weltworden, sondern Vertreterinnen und Vertreter von verschiedenen Verbänden. Wie steht es denn
 der Um die Legitimation? Warum setzt man eigentlich so eine Kommission ein? Die Kommission ist
 dazu da, um ein Konsens zu finden. Also um möglichst, sammert mal, den in viele gesellschaftliche
 beteiligte Bereiche rein zu hören und die an ein Tisch zu holen und sie mit einzubinden
 und ihre Argumente zu hören und eben zu einem Konsens zu finden, zu einem Kompromiss
 zusammen zu binden, der dann in Gesetze gegossen werden kann mit dem Hintergrund, dass doch eben
 auf sehr vielen ebenden Auswirkungen hat sozial wirtschaftlich, aber auch für die Verbraucher. Und das ist
 dann eben für so einen großen, massiven Wandel, wie den Ausstieg aus der Kohle, wie die Energiewende
 einen breiten möglichst gesellschaftlichen Rückhalt gibt, denn nur so kann er funktionieren. Und das
 ist die Idee und deswegen gibt es halt sozusagen eine Kommission, die Empfehlung ausarbeiten
 soll, das ist jetzt passiert, aber am Ende müssen halt demokratische Legitimierte Institutionen
 wie die Regierung, wie der Bundestag, das in Gesetze gießen und abstimmen und so erhalten sozusagen
 dieser Kompromiss seine demokratische Legitimier. Okay, spannend, verstanden, so und was steht
 in drin? Ja, also was empfehlen, also diese 28 Personen, die da gemeinsam braten und einen
 Kompromiss gefunden haben. Genau, also die im Kern haben sie gesagt, spätestens 2038, also in knapp
 20 Jahren soll Schluss sein mit Kohle, das heißt, also mit der Kohle, mit dem Kohle, braun Kohle,
 abbau, stich vor Hamburger Forst, der könnte wahrscheinlich die Reste könnten, wo möglich stehen bleiben,
 aber eben auch mit der Verfeuerung der Kohle zur Stromgewinnung, also auch der Verfeuerung von
 braun und vor allen Dingen, aber auch Steinkohle, 2038, also definitiv Schluss vielleicht schon 2035,
 darüber soll 2032 entschieden werden, vielleicht geht es schon eher. In den ersten vier Jahren,
 das ist zu der zweite Block, bis wann ist alles weg, aber dann eben die zweite Entscheidung, wann,
 wie wird das sozusagen gestreut? Also steigen wir erst 2037, schalten wir erst alle ab oder fangen wir schon
 ganz früh damit an, wo der Klimaeffekt natürlich größer ist, hier früher da Kohlekraftwerke vom
 Netz gehen und da wurde vorgeschlagen in den ersten vier Jahren zwölf Gigawatt vom Netz zu nehmen,
 das ist ordentlich, also das sind 24 größere Kohlekraftwerks, blöcke die in den ersten vier Jahren schon
 vom Netz gehen sollen, die Kernkraftwerksbetreiber, die sollen entschädigt werden, weil ihre Kraftwerke ja früher
 von Netz gehen als sie es üblicherweise täten, auch die Stromkunden sollen entlastet werden, weil das
 möglicherweise erst mal teurer wird, der Strom, da soll der Staat, sammermalteil der Netzengelte,
 also der Miete für die Netze übernehmen, außerdem sollen die betroffenen Kohle regionen, also wo Kohle
 abgebaut wird, wo Kohle verfeiert wird, wo viel Arbeitsplätze an, der braun Kohle und der Stein Kohle hängen,
 dort sollen eben Hilfen fließen, so 1,3 Millionen Milliarden pro Jahr in die Region, noch mal 700
 Milliarden in die Länder, das heißt also Pima Down, 2 Milliarden pro Jahr, eben für diese
 Struktur, für diese Region als Strukturhilfe, das sind dann insgesamt für diese vier Kohle Länder,
 40 Milliarden Euro bis 2038, oder auf Scholz hat schon gesagt, das wird kein zusätzliches Geld geben,
 sondern die Kosten müssen aus diesen laufenden Etats der Bundesministerien geleistet werden, das hat
 in dem Handelsblatt gesagt, das sind zu die groben Eckpunkte und ich würde sagen,
 Big Picture ist, es ist ein Kompromiss, also Umweltschützer hätten sich sicher gewünscht, dass sie früher
 aus der Kohle sind, raus sind und dass auch früher mehr abgeschaltet wird, aber wenn die
 Bundesregierung das so umsetzt, dann ist der Kohle ausstieg beschlossen, der ist sozusagen hätte früher
 kommen müssen, klar, aber dann ist sozusagen planbar abgeschlossen, alle können planen, wie sie damit
 umgehen, die Energiewende wären große Stück vorangekommen, vor allen Dingen friedlich, in gesellschaftlichem
 Konsens und ein ohnehin nötiger Strukturwandel in diesem betroffenen Region, weil es ist eh klar,
 dass die Kohle irgendwann weggeht, aber jetzt ist sozusagen planbar, absehbar und durchfinanziert.
 Das klingt in der Tat schon zunächst mal nach einem nach einem relativ positiven Kompromiss auf der
 anderen Seite, wird natürlich höchig gesagt, ja, also wir schalten ja bereits zum Jahr 2022,
 möglichst an der Atomkraftwerke, abso jedenfalls die derzeitige politische Planung,
 wenn wir jetzt 10, 15 Jahre später dann auch noch, je nachdem, was wann jetzt ingültig der
 Ausstiegszeitpunkt ist, aus der Kohle Verstromung aussteigen, dann bleiben ja als Energieträger vor allem
 eben erneuerbare Energien, wie Wind und Sonne, die haben aber die besondere Eigenschaft, dass sie
 nur an extrem schwannten, ja, also wenn nachts die Sonne nicht scheint, dann können natürlich auf Sonne
 basierende Kraftwerke ja keine Ahnung, so Stromfarme oder so, kollektoren eben keine Energie produzieren,
 genau dasselbe, es geht bei Wind, bei Windkraft, wenn flaute ist, dann wird kaum Windenergie produziert.
 Deswegen die Frage, wie soll denn eigentlich diese extrem schwannten der Energieproduktion bei erneuerbaren
 Energien ausgeglichen werden? Ja da steht auch viel in diesen Vorschlägen, also diese sogenannte
 Versorgungssicherheit, also zum einen muss man sagen, wir exportieren heute schon sehr viel Strom,
 mehrere Kraftwerke sozusagen exportieren, eigentlich nur für den Export, davon wird man sicherlich
 zähren können, dann heißt es aber auch ganz klar, dass es Gaskraftwerke für diese sogenannte Grundlast
 aufgebaut werden müssen, also wenn mal wenig, also die sogenannte Dunkelflaute, wenn es wieder
 werden, auch scheint, dann muss irgendwoher die elektrische Energie kommen und die kommen soll zum einen
 eben aus Gaskraftwerken kommen, der Vorteil bei Gaskraftwerken, die irgendwo akkoholkraftwerken ist,
 die kann man relativ schnell hoch und runterfahren und die werden vor allen Dingen da, um eben in solchen
 Zeiten Energie zu liefern, das müssten sich aber wahrscheinlich nur für eine kurze Zeit, das heißt,
 die würden neu gebaut werden und dann für eine kurze Zeit für diesen Übergang bis wir wirklich nur
 auf erneuerbare setzen in diesen den Profabieten gleichzeitig brauchen, aber das steht da auch drin,
 brauchen wir Speicher, also Power-Togas, das heißt wir müssen mit Strom aus Sonne und Wind Wasserstoff
 erzeugen, also Wasser auf trennen und Wasserstoff erzeugen, um diesen Wasserstoff dann im Zweifel wieder
 in Gaskraftwerken zum Beispiel verheizten zu können. Ja genau, das ist ein richtiger Punkt, glaube ich
 nicht, dass wir das bei den Gaskraftwerken kurz im Blick behält. Die klassischen Gaskraftwerke,
 die zum Beispiel Erdgas verbrennen, was ja zum guten Teil aus Metall besteht, da weit überwiegen,
 aus Metallen besteht, sind natürlich aus der Zio- und Zwei-Perspektive jetzt auch nicht die
 ganz reine Lehrer, denn natürlich entsteht auch bei der Verbrennung von Metallen wiederum
 Kohlenstoffdioxid, die sind zwar klimafreundlicher als Kohle und vor allem braunkohleisch, also Steinkohle und
 Braunkohle, aber sie sind eben auch noch Zio-2-Imitenten oder Produzenten und deswegen gibt es jetzt immer
 mehr Versuche quasi auf Zio- und Zwei neutrale Gaskraftwerke umzusteigen, soweit das irgendwie geht und das
 funktioniert, indem man nicht Erdgas verbrennen, sondern sogenannten Wasserstoff, was ein kleinste
 Element ist in einem Periodensystem der Elemente und das relativ leicht hergestellt werden kann aus Wasser,
 denn Wasserstoff ist eben einst der beiden Elemente aus denen Wasser zusammengesetzt wird, Wasserstoff und
 Sauerstoff, nur man muss dazu Wasser auftrennen und das geht indem man Strom investiert. Man kann also
 mit Hilfe von Strom quasi Wasser aufteilen, in Wasserstoff und Sauerstoff und das ist das schöne
 daran, dass es also grundsätzlich möglich ist, Strom in Wasserstoff zu verwandeln und auf der
 anderen Seite Wasserstoff wieder in Strom zurückzuverwandeln zum Beispiel in Gaskraftwerken, aber das sind
 natürlich alles Technologien, die jetzt bis lang noch nicht im Industriemaßstab in Betrieb sind oder
 nur in Ausnahmefällen und außerdem gibt es einfach noch nicht diese Kapazitäten, die man für den
 Energiewandel da braucht. Genau, das ist diese Powdergeist, das ist also eine Art Energie zu speichern, dann müssen
 natürlich, dass es völlig klar erneuerbar Energie in stärker ausgebaut werden, als bisher wir wachsen
 da heute mit 2-3 Prozent im Jahr, das muss definitiv mehr werden. Außerdem müssen wir natürlich auch
 Energie sparen, vor allen Dingen. Also je weniger Energie wir sozusagen verbrauchen, desto weniger muss
 hergestellt werden, desto geringer ist die Abhängigkeit davon. Da gibt es auch noch sehr viel Potenzial in der
 Industrie, vor allen Dingen in Gebäuden und im Verkehr. Und die Abnehmer, das ist auch klar, müssen sich
 und das können sie jetzt eben auch sich auf dieses neue sehr valide Stromsystem einstellen,
 dass wir also gucken, wann ist Strom günstig, wann ist der billig, wann kaufen wir ein, haben wir eigene,
 machen wir eigene erneuerbare Energienanlagen, um da unabhängiger zu werden, bauen wir eigene Speicher.
 Also dieses ganze System, was da auf uns zurelt, das ist schon deutlich komplexer, weil
 als Dezentraler zum Teil wir müssen auch neue Netze bauen, weil es eben auch zentrale Anteile geben wird,
 also den Strom aus Norddeutschern, das Südeutschern zu transportieren, da muss viel gemacht werden. Aber
 das Öko-Institut hat eine Schuljahr veröffentlicht, wo sie sagen, diese ganze, umwann, um diese ganze,
 sagen wir mal, diese ganze Energiewände böhte sozusagen, enormes volkswirtschaftliches Potenzial,
 weil eben so viel auch neu erfunden werden muss, also Stichwort Batterieherstellung muss in
 Deutschland etabliert werden. Also da sagen die, wir kriegen das hin, wir kriegen das als, wir kriegen
 ein sicheres verlässliches Stromsystem damit hin, aber es ist natürlich komplex, aber durchaus machbar.
 Also gibt es ja schon einen Einsteigung von Sachverständigen dafür, dass das tatsächlich funktioniert.
 Es gibt da ja häufig auch bei uns zum Beispiel in den Kommentaren zu unseren Folgen über
 Stromwandel diskutiert haben. Es gibt Diker, ob das überhaupt alles so machbar ist, wie das jetzt gerade
 optimistisch dargestellt haben. Aber also ist es schaffen wir das? Ich glaube, das schaffen wir auf jeden Fall.
 Wir wissen ja schon zum Beispiel, dass wir diese Übertragungsnetzbetreiber, also die Betreiber,
 die so die vier, die in Deutschland sich die großen Übertragungsnetz sind, also überregionalen
 Strom transportieren, die die betreiben. Da wissen wir ja aus den Ostdeutschlandern, das wäre da zum
 Teil 60, 70, 80 Prozent erneuerbare Energien schon im Netz haben und das kriegen die gemanagt.
 Und ich denke, also es ist ein Blick in die Zukunft, aber es gibt Studien, die sagen, das ist machbar
 und vor allen Dingen haben wir eh keine große Alternative. Und es ist ja jetzt auch nicht morgen, dass
 da alles abgeschaltet wird. Sondern es ist höher, wir haben jetzt 20 Jahre Zeit, bis wir wirklich aus der
 Kohle raus sind und bis dahin ist das machbar. Davon bin ich fest überzeugt. Okay, jetzt bleibt natürlich
 der Einwand schön. Wir sind dann irgendwann mal, wenn alles glatt geht in 20 Jahren CO2-Neutral, jedenfalls
 bei der Produktion oder weitgehend, sie zwar neutral, klamm er auf, ausnahme Gaskaferke, klamm er zu, bei der
 Produktion unserer elektrischen Energie. Aber was ist der mit unseren Nachbarländern und was ist überhaupt
 weltweit mit der Indie-Giproduktion? Es gibt ja Statistiken, wo nach weltweit über 400 Kohlekraftwerke
 neu im Baus sind, von rund 300 große, so jedenfalls sagt es ein Vertreter des Ökohinstituts. Und
 da muss man sich sagen, es gibt eben nur eine Erde und wenn andere im Massiv CO2 imitieren, dann helfen
 die Einsparung bei uns natürlich so unmittelbar nicht weiter. Und dann fragt sich natürlich noch, wie
 ist es der mit dem Atomstrom? Ja, zum Beispiel in Frankreich wird ja sehr viel Atomstrom produziert. In Polen wird
 weiter Kohle verstromt. Wenn wir den Strom von da einkaufen, dann ist natürlich auch nicht wie gewonnen.
 Das ist auch nicht viel gewonnen, aber da wäre mein Argument, also sicherlich ist unser Anteil
 relativ gering, was die Kohleverschromung weltweit und den CO2-Ausstoß angeht. Sicherlich bauen andere
 Länder auch Kohlekraftwerke, aber es werden, das muss man auch sagen, in diesen Ländern sehr viele
 auch alte Kohlekraftwerke stillgelegt, also was da unter ein Strich steht, ist eben nicht unbedingt immer ein
 Plus und aus dem würde ich sagen, wir müssen als Deutschland tun, was wir eben tun können. Wir sind für
 unseren Dreck verantwortlich und wenn wir keine Kohle mehr, wenn wir aus der Kohle raus wollen, dann müssen wir
 das eben machen. Plus, ich glaube, was man nicht unterschätzen darf, ist die Vorbildfunktion, die so in
 Industrieland wie Deutschland hat, wenn wir es schaffen, sozialverträglich, friedlich, konsensuell aus dieser Kohle,
 auszusteigen, das auch technisch zu bewältigen, dann gibt es dann Riesenpotenzial für die deutsche Wirtschaft und
 außerdem hat es eine Riesenvorbildfunktion für andere Länder zu sagen, okay, wenn die das hinkriegen,
 dann kriegen wir das vielleicht auch hin, beim erneuerbare Energien gesetzt, das also da maßgeblich
 dafür gesorgt hat, dass erneuerbare Energien billiger wurden, dass die Maschinen billiger wurden,
 dass jetzt weltweit quasi so ein Boom auch herrscht. Dieses Gesetz hat das maßgeblich mit durchgesetzt,
 das wurde in Deutschland erfunden und wird weltweit kopiert und ist weltweit eine Ursache für
 diesen großen Wachstum auch der erneuerbaren Energien. Und ich glaube, ähnliches kann uns gelingen, wenn wir
 mit diesem auf diese Weise aus der Kohle aussteigen. Deswegen würde ich sagen, dieses Argument andere produzieren,
 deswegen können wir weiter produzieren oder nicht so schnell aus der Kohle aussteigen, das finde ich es
 nicht überzeugend. Ja, da muss man mit dich sehen, dass dieser Leuchtturm-Effekt, den du gerade schildest,
 in anderen Bereichen ja schon sehr gut funktioniert, hat sich vor Datenschutz, die Datenschutz-Grundverordnung,
 schwappt ja inzwischen schon in viele andere Länder, der weltüber wird immer wieder kopiert. Also
 diese Sätzen von Standards, die einfach quasi gesellschaftlich betrachtet und ökologisch betrachtet auf der
 richtigen Seite sind, das kann durchaus eine Vorbildfunktion haben, genau, wie du das beschrieben hast,
 letztlich auch, als Verbraucherin und Verbraucherverlang. Und vielleicht wird dann irgendwann ist einfach
 gesellschaftlich nicht mehr akzeptiert sein, zum Beispiel Produkte aus Ländern zu kaufen, die massiv
 nach wie vor den Klimawandel befördern. Also mit einer wartenden Fazit, Klimakompromiss, Kohlekompromiss,
 Philipp, ich höre so ein bisschen raus, du hältst das mit großen und ganzen für einen richtigen Schritt.
 Ich halte das für einen richtigen Schritt, da gibt es natürlich immer noch Kritik, warum kriegt jetzt
 die Industrie dafür Milliarden wahrscheinlich, dass sie ihre Kohlekraftwerke abschaltet. Darum muss man
 sagen, also das ist eher auch noch nicht richtig ausverhandelt. Ein B gibt es natürlich immer,
 die Drohkulisse zu sagen, wir können das mit Ordnungsrecht machen, wir können euch per Gesetz dazu
 zwingen, eure Kraftwerke abzuschalten. Da gibt es aber immer die Gefahr, dass es dann Klagen gibt,
 auf Schadenersatz, so wie das beim Atoma-Stieg, auch der Fall war. Und da würde ich sagen, es ist ein
 Liegetimer-Kompromiss jetzt mit den Kraftwerksvertrauber zu verhandeln. Wie viel sie den kriegen, aber die
 kriegen, das ist kein Wünsch, der was. Da gibt es immer diese Drohkulisse, wir können euch das auch per
 Gesetz abschalten. Und da hoffe ich zumindest, dass man da auch ein Oken akzeptablen Kompromiss finden
 wird. Und diese 40 Milliarden, da haben wir auch schon aufdrüber gesprochen, die in die Länder gehen.
 Das finde ich, es ist viel Geld, aber zwei Milliarden pro Jahr, wie gesagt, das Öko-Institut hat ausgerechnet,
 das ist ja auch, sammarmall, da in diesen 40 Milliarden viele Investitionen drin sind, die ohne
 hingetätigt werden werden. Also Straßen, Gleise, Behörden, etc. Das wäre ohnehin ausgegeben worden.
 Und Öko-Institut sagt, die mehr Kosten, die jetzt quasi vereinbar wurden, sind 25 Milliarden. Und wenn man
 das umrechnet, auf die Tonnen CO2 eine Milliarde, die da eingespart wird, dann ist man bei 25 Euro pro
 eingespart, da Tonne CO2 und da sagt, das Öko-Institut, das ist ein guter Deal. Das kann man machen. Insofern würde ich sagen,
 der Strom klar wird erst mal teurer, aber das sind die Kosten, die wir bezahlen für diesen
 Umstieg für diese Umstellung des Energiesystems. Wenn das einmal durch ist, wenn der Kohler ausstückt,
 durch ist, wenn die Netze gebaut sind, dann wird der Strom billiger werden und dann werden wir die,
 sammarmall, die Renditen dieser Investitionen einfahren. So und deswegen, deswegen ist ein guter Strich,
 ist ein guter Strich ein guter Kompromiss. Wir wollen nachts noch einen Detail dieses ganzen Kohler
 Kompromisses beleuchten. Wir haben eben schon darauf hingewiesen, dass jedenfalls für eine Übergangszeit mehr
 Gaskraftwerke gebraucht werden und bis wir da tatsächlich eine Einstieg geschafft haben in die
 Wasserstoffwirtschaft werden jedenfalls für eine Übergangszeit auch Gasimporte, insbesondere aus Russland,
 an Bedeutung zu nehmen, weil Russland einfach der zentrale Gas, die Verrant ist für Deutschland,
 jedenfalls zentral. Und damit könnte man natürlich auch die Sorge verbinden, dass da man die politische
 Abhängigkeit von Importen aus Russland steigt, Philipp. Und dazu haben wir uns noch einen Experten eingeladen.
 Genau, wir haben uns Wolfgang Seidel eingeladen. Er ist Prof. F. Politiker und Verwaltungswirtschaften
 an der Universität Konstanz und befasst sich in erster Linie, sagen wir mal, zur den politischen
 Auswirkungen von Energiepolitik in Europa. Und unsere erste Frage an ihn war, ja, wie ist es denn nun?
 Wird Deutschland abhängiger von ausländischen Energie und auch Gaslieferungen?
 Ja, so kann er der Kohle aussteigen, betehe sich nun auf die Verstromung von Kohle und inwieweit nun
 da eine sogenannte Subsituation stattfindet durch Gasstrom, Erzeugung auf Gasbasis. Das ist erst mal eine
 offene Frage. Also insofern entsteht hier keine zusätzliche ummüllebare Abhängigkeit von Gasimporten.
 Mittelfristig geht man ja davon aus, dass der Bedarf an Gaslieferungen eher sinkt. Und insbesondere sind
 wir ja auch Verpflichtungen eingegangen innerhalb der Europäischen Union, dass der Verbrauch for sealer
 Bremsstoffe generell reduziert werden soll. Also wir reden ja auch beim dem Kohleausstieg, dann
 durch den Ersatz durch erneuerbare Energien und nicht primär über den Ersatz durch den Verbrauch
 for sealer Bremsstoffe. Wie stehen Sie denn zu möglichen Alternativen zum russischen Erdgas? Es gibt ja
 zum einen das Interesse von Angela Merkel möglicherweise flüssig Gas aus den voranichten Staaten zu
 importieren, das sogenannte LNG, also Liquid Natural Gas. Zum anderen gibt es ja auch Projekte,
 die versuchen wollen, die Nord Stream 2 Pipeline zu umgehen. Also zum Beispiel das Transadria Pipeline
 Projekt, da geht es im Pipeline von Griechenland nach Italien, was dann aber auch ein Anschluss an die
 Türkei ermöglichen soll. Wie schätzen Sie denn so die Möglichkeit, ein tatsächlich die Abhängigkeit zu senken
 durch alternative Leitungswege, zum Beispiel oder auch durch alternative Energieträger?
 Erst mal würde ich sagen, auch das ist eine politische Diskussion. Alles was dazu dient im Sinne des
 dritten Energiepakets der EU von 2009 die Abhängigkeit von Gaslieferung von Russland zu senken ist gut und wenn
 dazu LNG gehört oder auf der Baug eines Terminals für die Abnahme von flüssig Gas, was wir über Schiffe
 transportiert wird, dann ist das auch gut. Alles weitere ist ja nun tatsächlich eine politische
 Diskussion, aber das eigentlich in Deutschland ist das Festhalten an einem Projekt, nämlich Nord Stream 2,
 von dem alle wissen, dass es wirtschaftlich überhaupt gar keinen Sinn macht, wobei die der
 zusätzliche Bedarf an Gas durch Nord Stream 2 würde, sicher die Lieferkapazität durch die
 Ostsee verdoppeln, sehr fragwürdig ist und wo wir internationale Abmachung haben im Rahmen der EU gegen
 die Nord Stream 2 klar verstößt. Bevor wir da in Details auf einen Erklärung noch mal Nord Stream 2
 ist eine Pipeline, die gerade gebaut wird, die in Griefswald anlandet. Wie muss man sich das vorstellen?
 Wie ist der Stand der Dinge für diese Gaspeutlein? Der technische Stand der Dinge ist das Ende dieses Jahres,
 die Pipeline Nord Stream 2 im Betrieb gehen soll und der politische Stand der Dinge ist, dass die
 Bundesregierung bis wir keine Anstalten macht, auf dem Protest insbesondere aus der Europäischen
 Unruhung und Union einzugehen. Auch der Wirtschaftsminister Altmaier hat das ja nochmal ausdrücklich abgelehnt.
 Es gibt ein öffnetes Schreiben, offenen Brief an die Bundeskanzlerin von rund 100 EU Abgeordneten
 und der Federführung des 90 Grünen Abgeordneten Rhein-Rat Bütighofer, der mit dem klaren Satz
 endet Frau Bundeskanzlerin, denken wir an Europa und nehmen sie Abstand von einer Politik des Germany
 Förs. Aber was ist das Problem mit dieser Pipeline? Was ist das Problem mit dieser Pipeline, wenn Gas aus
 Russland kommt? Ja, das Problem ist, dass Russland uns er nun demonstriert hat und eigentlich fortgesetzt
 demonstriert, dass in Nord Stream 2 überhaupt die Lieferung von Gas in den Westen kein wirtschaftliches
 Projekt ist. Also russische Experten selbst haben vorgerechnet, insbesondere auch Alexander Fekk von
 der staatlichen Sperrbank, das betriebswirtschaftlich Nord Stream 2 an Desarster ist Fekkert vorgerechnet,
 dass in ab den nächsten 20 Jahren von Nord Stream 2 kein Gewinn zu erwarten ist. Also gibt es andere Gründe,
 die Gründe liegen auf der Hand, nämlich dass Russland hier ein politischen Hebel in die Hand bekommen
 will, ein zusätzlichen Hebel und welcher Gebrauch davon gemacht wird, dass demonstriert ja nun
 Russland tagtäglich gegenüber der Ukraine. Die Ukraine wird ja durch diese zweite Pipeline von dem
 Transit abgekoppelt, aber es ist vor allem, dass die Stabilisierungspotenzial was daraus resultiert,
 denn Russland kann dann die Lieferung von Gas in die Ukraine tatsächlich so handhaben, dass der Westen
 insbesondere Deutschland nicht mehr mitbetroffen wird und das spaltet dann natürlich die Solidarität
 auch mit der Ukraine in deren Stabilisierung auf der anderen Seite. Das ist das nicht, was die Jaden
 investiert. Aber das muss man erklären, warum wo ist da der Hebel mit der Ukraine und Deutschland?
 Das russische Design der aus der Sicherheitspolitik besteht derzeit ja darin. Unsicherheiten nicht zu
 mildern, sondern sie auszunutzen, um zugeständnisseseits von den Nachbarstaaten zum Beispiel auch
 weiss Russland zu erringen oder eben auch den westlichen Demokratien ist besonders auch mit
 den starten der europäischen Union. Und Russland hat ja unter Beweis gestellt, dass seine Energiepolitik
 mit Wirtschaft wenig zu tun hat, sondern insbesondere in Fall Ukraine, eben dazu wird Druck auszuüben
 und nicht zuletzt hat die EU darauf ja reagiert. Ich habe das Beispiel des dritten Energiepakets der EU
 schon genannt und für Deutschland ist es eine Frage der Elmetang-Glaubwürdigkeit vor allem innerhalb
 der EU, ob wir zu den Beschlissen stehen oder ob wir uns unter Druck setzen lassen, ja auch durch die
 Industrie lobby hier in Deutschland, also die Energiekonzerne und mich wundert ein bisschen, dass die
 deutsche Öffentlichkeit, dass doch mit einiger Schnellaus, um mich zu sagen, Gleichgültigkeit
 waren, denn ansonsten sind ja auch die Medien in Deutschland doch sehr kritisch, wenn es um
 Industrie lobbyismus und das Unter Druck setzen von Politik geht. Ja, Stichwort unter Druck setzen von
 Politik, da möchte ich nochmal das Stichwort "Venizuela" ins Spiel bringen. Sie haben sich ja auch gegen
 das Wirken von Rossneft, dem anderen großen, halbstaatlichen russischen Energieunternehmen gewandt. Können Sie das
 nochmal darstellen, welche Rolle denn tatsächlich dieses Unternehmen Rossneft möglicherweise "Venizuela" spielt
 und natürlich auch welche Rolle da dem ehemaligen Bundeskanzler gehört, Schröder zukommt?
 Ja zunächst mal, Schröder ist bekanntlich auf sich Frazvorsitzender von Rossneft, ist Vorsitzender der
 Aktionärversversammlung von Nordstream, also ist uftilblich im Dienst staatlicher russischer Konzerne,
 also auch eines autoritären Genes, und Russland betreibt eben ganz deutlich auch mit Rossneft,
 eine Politik, die mit Wirtschaft wenig, vielleicht in strategischer Hinsicht etwas mit Ölvermarktung
 zur Tune hat, aber Rossneft hat ganz direkt das Maduro Regime, finanziell unterstützt und zwar in einer
 Größenordnung, wie es heißt, von 17 Milliarden, mindestens fünf Milliarden, wir reden über US-Dollar in
 dem Fall, es sollte auch ohne direkte wirtschaftliche Gegenleistung geflossen sein, das heißt, an die
 direkte finanzielle Stützung der Maduro-Diktatur in Venezuela und wenn dann ein ehemaliger deutscher
 Bundeskanzler, der auf sich Frazvorsitzender der Frazvorsitzender von Rossneft ist, dann ist das schon ein ernsthaftes
 Problem über das, übrigens bei der ganzen Berichterstattung über Wende zu Eher, derzeit auch in
 der deutschen Medien eigentlich so gut wie gar nichts berichtet wird. Was würden Sie denn zum Abschluss,
 was würden Sie denn jetzt von der Politik verlangen, wenn jetzt beispielsweise Nordstream zwei
 Ende des Jahres in Betrieb gehen soll, da ist doch sozusagen das Kind schon im Brunnen, was soll man
 da gemacht werden? Ja, es ist wie die Bundeskanzlerin ja anlässig das Besuch des ukrainischen
 Präsidenten Poroschenko, letztes Jahr festgestellt hat ein politisches Projekt und dann muss die
 Bundesregierung politische Konsequenzen zielen, ganz konkret geht es auch darum, dass Deutschland im
 Rad der Europäischen Union nicht weiter die Umsetzung der Beschlüsse des Europapalaments blockiert,
 was die Erweiterung des Geltungsbereichs des eben schon erwähnten dritten Energiepakets der EU
 betrifft, denn das verbietet unter anderem eben auch das Abschließend von Verträgen mit Firmen,
 die sowohl Förderer von Gas als auch Vertreiber von Gas ent und das trifft ja auf Gasprom zu. Also
 das ist eine ganz konkrete Maßnahme und die Bundesregierung hat ja nun zweimal demonstriert, nämlich
 das ersten Mal beim Atom ausstieg, das zweitmal jetzt beim Kohleaus schickt, dass sie keine Kosten
 und Mühen schäuert, also auch vor allem keine Kosten, beispielsweise auch Vertragstrafen, wenn es um
 energiepolitische Grundsatzentscheidungen gehät und diese Grundsatzentscheidung ist hier überfällig, was
 nach dem Zweien prüft. Sie haben jetzt aus verschiedenen Perspektiven die Haltung der Bundesregierung
 kritisiert, national aber auch auf der EU Ebene. Können Sie was dazu sagen oder haben Sie eine konkrete
 These, woher denn ein großes Interesse kommt? Ich meine, Geherzschulder ist ja eben nicht mehr Bundeskanzler.
 Die SPD ist auch nur die kleinere Partei in der großen Koalition. Wie kommt es denn, dass dieses Projekt
 offensichtlich so, wenn man ihrer Kritik folgt, so große Priorität genießt für Angela Merkel?
 Ja, weil es ist ein klassischer Fall von Industrie, Lobby, jetzt muss. Natürlich geht es da um Milliarden
 von Investitionen, aber auch um Milliarden von Gewinnungen. Insofern ist das Beispiel der BASF-Durter Winterfall
 mit Sitz in Kassel. Für die ist das Projekt energiepolitischer, energiewirtschaftlichart überhaupt.
 Und da kommt natürlich auch die Frage der US-amerikanischen Einflusses und der Drohung mit Gegensanktionen
 oder überhaupt Sanktionen ins Spiel. Davon dürfte BASF am aller Ästen betroffen sein, die einen Umsatz
 von immer in 18 Milliarden in Nordamerika machen. Also setzt man natürlich alle Hebel in Bewegung auch
 über die Medien, auch über Lobbyisten in Berlin, Nord Stream 2, so über die Bühne zu kriegen,
 dass der wirtschaftliche Schaden möglichst gering ist. Aber der politische Schaden, der ist
 Industriekonzernen natürlich relativ egal. Und insofern kann man nur sagen, die Aufforderung dieser 100 EU-Appalaments-Abgeordneten war
 goldrichtig, sie kam auch zum richtigen Zeitpunkt. Also bitte Abschied nehmen von einem Kurs, Germany
 und die EU-Appalaments-Abgeordneten. Und jetzt ist es der Einfluss, der in der Energiepolitik ist.
 Und wir haben auch noch einen großen Aufmerksamkeit, der in den anderen, den wir noch mal aufgreifen wollen, den wir nur so ein bisschen nebulös angedeutet haben, so nach dem Motto möglicherweise hat der Parlamentspräsident Ron Gai-Dou sich quasi als Interimspräsident durchaus, sammermal auf verfassungsgemäß lage dort erklärt. Also wir hatten das so anfangen so ein bisschen dargestellt, als hätte er einfach so gesagt. Ich bin jetzt mal Interimspräsident und möglicherweise als Frageform.
 Und ich habe mir das nicht so gut formuliert, ob nicht die Verfassung dafür auch etwas vorsieht und siehe da. Das habt ihr angemerkt. Die Verfassung spielt eine wichtige Rolle. Habt ihr gesagt im Kern, als er das so dargestellt hat in der Lage und da kann man nur sagen, stimmt.
 Und dazu jetzt auch ein Artikel in der New York Times geschrieben, den wir verlinken, indem er quasi sagt, so ich habe mir hier keine Macht angeeignet und es ist auch keine Selbstproklamation, sondern ich habe mich als Interimspräsident quasi ausgerufen auf Basis von Artikel 230 der venezualanischen Verfassung nach denen sozusagen der Chef der Nationalversammlung,
 dass sich da als Übergangspräsident ausrufen kann, wenn es keinen legitimen gewählten Staat, kein legitimen geschwältes Staat es überhaupt mehr gibt und so interpretiert.
 Weil der quasi Diktator Maduro ja auf sehr umstrittene und offensichtlich illegitime Weise gewählt wurde und deswegen so legitimiert er dann das er sich als Übergangspräsident installiert hat.
 Insgesamt muss man sagen, dass die Lage ansonsten in der letzten Woche eigentlich sehr unübersichtlich wurde.
 Ja, das kann man so sagen. Also Maduro will zwar auf der einen Seite reden, lehnt aber Neuwahlen ab und wenn eine Wahl wie in diesem Fall eben zum Präsidenten, sagen wir jedenfalls höchst umstritten ist, dann sind ja Neuwahlen eigentlich das Mittel der Wahl, die will dann aber gerade nicht stattdessen muss man sagen, zieht sich die Schlinge um den Hals von Herrn Guaidó er zu.
 Da ist also inzwischen eine Ausreisessperre verhängt worden vom obersten Gerichtshof, seine Konten sind eingefroren worden, das heißt also für ihn wie die Lage solange es aber sicher ungemütlich ist, sieht also sehr danach aus, dass in Maduro und das Militär und andere Institutionen im Staat relativ eng weiter hinzusammen arbeiten.
 Die Frage ist natürlich jetzt, ob die Vereinigten Staaten irgendeinem mediterisch eingreifen entweder offen oder verdeckt durch irgendwelche Hilfeleistung, aber das ist eben nur eine Spekulation, dafür gibt es bisher noch keine konkreten Anhaltspunkte und dann muss man sehen, gibt es weiterhin den Effekt, dass sich die diverse Staaten mit der einen oder anderen Seite so die darisieren.
 Da kommt es leider auch zu einer sehr unschönen Spaltung der internationalen Gemeinschaftsumd, um diese Frage, wie ist es denn jetzt eigentlich?
 Klar, meine persönliche Haltung wäre im solchen Situationen immer mal müsste, dann insbesondere unter internationaler Aufsicht einfach das Präsidenten am Neuzewalt stellen, dann weiß man woran man es.
 Wenn es einen Konflikt gibt, um die Macht dann ist im Zweifel meine gute Idee, den Suferähen zu fragen und entscheiden zu lassen und der Suferähen sollte in einer Demokratie eben einfach das Volk sein.
 Wir haben es jetzt immer so kurz geziert, um so ein bisschen diese Unübersichtlichkeit der Lage darzustellen.
 Ich denke vielleicht besorgen wir uns dafür die nächste Lage nochmal ein Gesprächspartner, je nachdem, wie sich da so das so weiterentwickelt, aber im Kern wollten wir erst mal diese verfassungsgemäßige Grundlage noch mal nachreichen, die ihr auch das so rechtes Film genannt habt.
 Ja, das ist überhaupt, also wollte ich nochmal ganz deutlich sagen, also tolle Kommentare auch zum Thema Venezuela, auch von einer ganzen Reihe von Menschen, die eben deutschsprach sind.
 Und in Venezuela leben, also so nach den E-Mail-Adressen und Namen zu schließen sowohl, wie Venezuela nahe, die Deutsch können als auch Menschen aus Deutschland, oder so, die deren Namen Deutsch klingen, die dort leben.
 Und im Großen und Ganzen war das Feedback sehr sehr positiv zu unserer Darstellung da in der vergangenen Woche, aber wie gesagt, es fehlte eben dieses Detail, dass Goydo nicht einfach nur so Kraft seiner Wassersuppe beschlossen hat, jetzt mal die Exekutive anzuführen, sondern dass es da zumindest sagen einmal ein Anhaltspunkt in der Verfassung gibt für diese Position.
 Gut.
 Zu unserem nächsten Thema, wir haben schon viel in der Lage gesprochen über die sogenannte Mietpreisbremse, Version 1.0 und Version 2.0, die aber alle das Bürgerliche Gesetzbuch betreffen, jetzt kursiert eine neue Idee, wie man möglicherweise den Rasanten anstieg der Mietpreise insbesondere in Großstädten decken könnte.
 Und die Idee kommt aus meinem Heimatbezirk, nämlich von einem Beamten aus dem Wohnungsamt in Panko in Berlin und wurde dann übernommen von der SPD in Berlin Mitte, namentlich eine SPD-Politiker E-Verhögel mitziehtes Bundestages, aber auch.
 Stellvertretende Fraktionsvorsitzende, die Idee von dem Gerät ist, also von dem Gerät. Also da sind dann durchaus diese Idee, hat dann von Panko aus, so mal mal sich verbreitet und ist inzwischen auch von der linken In Hamburg übernommen worden.
 Die haben sich das auf die Fahnen geschrieben.
 Aber also müssen wir aber zunächst mal es gezählen und was für eine Idee geht es dann ja eigentlich.
 Genau, also die Idee hat, läuft es unter dem Schlagwort Mietendeckel, also die Idee ist dabei, dass die Länder vor schreiben können sollen, welche Miete ein Vermieter maximal nehmen darf.
 Die Föveroter aus Berlin von der SPD sprechen davon einer Notbremse für den Wohnungsmarkt. Also sollen also bestimmte Höchstpreise in Euro und Cent pro Quadratmeter von den Behörden festgesetzt werden.
 Es geht und das Interessante dabei ist, dass es nicht um eine Regelung gehen soll, was in Mietverträgen stehen darf.
 Das ist ja der Regelungsgegenstand der Mietpreisbremse, wie wir sie in den vergangenen Folgen immer wieder mal diskutiert haben.
 Die gibt es nämlich schon. Die steht im Bürgerlichen Gesetzbuch, regelst du das Verhältnis zwischen Mieter und Vermieter, sondern dass was jetzt in der Rede ist als Mietendeckel.
 Das soll eine Regelung sein, die sich nur an den Vermieter richtet und die Vermieterinnen und Vermietern vor schreiben soll, was sie denn in einem Mietvertrag über Wohnraum berechnen dürfen.
 Und das klingt jetzt erstmal so ein bisschen nach Harspaltrei, aber wir kommen gleich dazu, warum das sehr wichtig ist.
 Und damit das so ein bisschen plastischer ist, haben wir uns mal so den Vergleich überlegt zwischen einem Mietvertrag, wo es um einen Mietwagen geht.
 Wir stellen uns vor, dass in einem Mietvertrag zwischen einem Autofamilter und einem Automieter steht, lieber Mieter, sie dürfen mit diesen Mietwagen nicht schneller fahren als 200 Stundenkilometer.
 Dann ist das zunächst mal nur eine Frage zwischen einem Autofamilter und die Mieter.
 Und trotzdem sagt der Staat selbstverständlich auch noch was zu der Frage, wie schnell man fahren darf.
 Der sagt nämlich in Städten bitte nur 50, in manchen Zonen sogar nur 30 auf Landstraßen nur 100 und nur auf der Autobahnkanzegas.
 Die selbe Frage, wie schnell darf man fahren, kann aus verschiedenen Perspektiven beleuchtet werden, könnte in einem Mietvertrag über ein Auto stehen, das betrifft dann für Mieter und Mieter.
 Und auf der anderen Seite hat der Staat eben überall zum Beispiel in diesem Fall die Straßenverkehrsordnung auch noch ein Wörtchen mitzureden.
 Und so etwas ähnliches fordern jetzt die SPD-Leute aus Mitte.
 Die gesagt ist BGB sagt, was man in das Bürgerliche Gesetzbuch, was man in Mietverträge schreiben kann.
 Und das ist Sache des Bundes und die Länder sollen jetzt sagen können, wie schnell Vermieter fahren dürfen.
 Ja, um ein diesem Bild zu bleiben. Also was sie höchstens nehmen dürfen.
 So die Grünen sagen in Berlin, man sollte jetzt keine überzogenen Erwartungen wecken.
 Aber wenn es möglich ist, sollen sie macht das.
 Sonst verzweifeln die Mieter quasi noch an diesen schlechten Bundesrechts, sagen sie.
 CDU ist kritisch, Angebote und Nachfrage.
 Das ist das klassische Marktagoment.
 Sollen die Mietpreise regeln, mein zum Beispiel, Buckeitsdreger der Fraktionsvorsitzende, die FDP sagt, der in dieser Decke würde den Wohnungsmarkt nicht entlassen,
 entlasten lieber die Grundsteuer senken.
 Die Frage ist doch jetzt aber dürfen das die Länder.
 Also das ist doch diese Frage nach der Gesetzgebungskompetenz.
 Sind die Länder in der Lage, wenn es einen Bundesrecht gibt, zu sagen, ja, im Prinzip schon.
 Aber wir schreiben den Vermietern unter bestimmten Bedingungen ganz konkrete Obermieten vor.
 Gibt es?
 Ja, ganz genau. Das ist auch die spannende rechtliche Frage, die im Hintergrund steht.
 Und das ist für uns als Lage so ein bisschen die Gelegenheit noch mal in Schritt zurück zu tun und eigentlich zu überlegen, wie regelt denn eigentlich das Grundgesetz wäre gesetzeschreiben darf.
 Und spannendeweise ist es so, dass das Grundgesetz im Prinzip erstmal nicht regelt, was die Länder dürfen.
 Denn bei die Fall, also wenn nichts geregelt ist, dann sind die Länder zuständig für die Gesetzgebung.
 Also alles, was im Grundgesetz nicht erwähnt ist, das fällt in die Normalzustelligkeit der Länder der Bund darf nur dann gesetzter Erlassen,
 wenn ihm das Grundgesetz das ausdrücklich erlaubt.
 Das tut es natürlich sehr viel.
 Deswegen haben wir im Alltag extrem viel mit Bundesgesetzen zu tun.
 Aber quasi rechtstechnisch ist es so, dass der Bund nur bestimmte Gebiete hat, wo er gesetzter Erlassen darf.
 Und da gibt es zum einen die ausschließlichen Kompetenzen.
 Da sind die Länder völlig raus.
 Beispiel Staatsangehörigkeit, das macht keinen Sinn, dass die Bayern und die Rheinland-Pfalzahre andere Vorstellungen haben, wer alles deutscher ist oder deutscher.
 Deswegen hat der Bund die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz über die Staatsangehörigkeit.
 Das gleiche gilt für Verteidigung oder für Währung.
 Ja, wie das so ebenso ist.
 Und dann gibt es und da wird es dann spannend, die sogenannte konkurrierende Gesetzgebung.
 Das sind Gebiete der Kann der Bund unter bestimmten Voraussetzungen gesetzter Erlassen.
 Und die Länder können das aber auch, aber nur so lange der Bund nicht handelt.
 Das heißt, der Bund hat so eine Art Zugriffsrecht in der unter bestimmten Grenzen, die das Grundgesetz definiert.
 Und wenn der Bund aber ein bestimmtes Rechtsgebiet geregelt hat, dann können die Länder das nicht mehr.
 Das heißt, zum einen dürfen sie tatsächlich dann keine Gesetz mehr erlassen.
 Und wenn es doch mal einen Konflikt gibt, zum Beispiel, weil ein Land schon früher ein Gesetz erlassen hatte, dann geht das Bundesrecht vor.
 Da schreibt Artikel 31 das Grundgesetzes Bundesrecht, bricht Landesrecht.
 Und jetzt hat aber der Bund ja bestimmte Regelungen zur Miete und zur Miete höher erlassen. Was sagt uns denn diese Geschichte jetzt über diesen konkreten Mietdeckel und die maximal Miete?
 Genau, also da muss man sehen, das Mietrecht ist im BGB auch in Grundgesetz auch nicht ausdrücklich zugewiesen.
 Das Grundgesetz sagt aber, das bürgerlich Recht ist eine Frage der konkurrierende Gesetzgebung.
 Und das heißt, in diesem Bereich, was darf in einem Mietvertrag stehen, wann davon kündigen, zum Beispiel, werden weiteres Beispiel.
 Da sind die Länder ganz klar raus. Da können sie nichts regeln.
 Dann gibt es aber auch noch das Gebiet des sogenannten Wohnungswesens.
 Das gab es früher als konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes.
 Und diese Kompetenz wurde ausdrücklich im Jahr 2006 bei der Föderalismusreform gestrichen.
 Und das bedeutet, wie gesagt, bei die voll, normalerweise sind die Länder zuständig, wenn im Grundgesetz nichts anderes steht.
 Wenn man also eine konkurrierende Gesetzgebung streicht, führt es dazu, dass die Länder neu zuständig werden.
 Das heißt, also die Länder können auf dem Gebiet des Wohnungswesensregelungen schaffen. Frage nur, was ist das Wohnungswesen?
 Das Bundesverfassungsgericht hat bisher relativ wenig dazu gesagt.
 Es gibt nur eine Entscheidung aus dem Jahr 1984 zum Investitionshilfegesetz.
 Da heißt es so schön, es muss auf jeden Fall ein Gestalten, da Einfluss auf die Wirtschaft.
 Also in diesem Fall die Wohnungswirtschaft gemeint sein.
 Also es dürfte damit vorgemein sein, dass der Staat irgendwie Einfluss nimmt auf den Wohnungsmarkt.
 Aber ganz wichtig, das muss gelten, nicht etwa zwischen Vermieter und Mieter.
 Denn das ist ja schon Frage des Bürgerlichen Recht, sondern im Verhältnis zwischen Staat und Eigentümer.
 Das heißt, der Staat muss direkt dem Vermieter, dem Eigentümer eines Wohnraum, Vorgaben machen.
 Und dann ist es Wohnungswesen, alles andere wäre Bürgerliches Recht.
 Und da kann man natürlich jetzt sagen, wie jetzt der Staat schreibt Mietpreise vor.
 Das klingt ja irgendwie nach Sozialismus.
 Auf der anderen Seite wäre das aber historisch betrachtet Unsinn.
 Denn seit dem Ende des ersten Weltkriegs bis in die 60er Jahre galten verschiedene Obergrenzen für Mietpreise.
 Z.B. seit 1936 sogar ein ganz strikter Mietenstopp.
 Da wurden die Mieten einfach eingefroren.
 Und dieser Mietenstopp galt im Prinzip sogar bundesweit bis ins Jahr 1960.
 Da ist ein Gesetz beschlossen worden von CDU/CSU und FDP,
 das diesen Mietstopp abgeschafft hat in Berlin.
 Galt eine ähnliche Regelung sogar bis 1988.
 Mehr wegen allerdings nicht für Neubauten, nur für Altbauten.
 Aber wegen des großen Wohnungsmangers in West Berlin waren die Mieten da eingefroren.
 Mit Sozialismus nix zu tun, es gab wahrscheinlich kaum antisozialistische Gegend in Deutschland als West-Berlin.
 Frontstadt gegen die DDR.
 Und den Sofern als mit Sozialismus nix zu tun,
 ist einfach eine Überlegung, wie man tatsächlich den Mietpreis deklen kann.
 Die Frage ist bloß, ob das denn jetzt tatsächlich reicht.
 Da gibt es durchaus im politischen Raum einige Differenzen.
 Ja, Katharinen Lamischer von den linken Bauseinatoren in Berlin sagt,
 dass wir hinsrechtliche Herleitung in dem Fachartikel nicht überzeugend gelungen ist ihr Urteil.
 Also die Schwank sozusagen, noch diejenigen,
 die das auch mit Umsetzen müssen, Haus und Grund.
 Also der Verband der Eigentümer von Immobilien sagt,
 wenn der Bund Regelung zur Miethöhe in Mietverträgen getroffen hat,
 dann ist das Thema komplett durch.
 Das heißt, das Bundesgesetzbuch, das für Mietverträge gilt,
 sperrt auch Regelungen, die sich nur an Vermieter wenden.
 Und der Haus und Grund spricht von unvorholenem Klassenkampf gegen kleine und mittelständische Eigentümer.
 Das wundert nicht, der Mitinitiator Kylian Wiegner sagt,
 eine spricht von einer sferischen Kritik, also keine konkreten Gegenargumente,
 vor Mark R zu sehen und der Karlsruher im Mobilienrecht Latomas.
 Hannemann sagt, er ist mein Vorsitzender, Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und im Mobilienbahn-Dorschen Anwalt,
 vereiner sagt, Mietpreisrecht fällt unter das Wohnungswesen,
 dass die Länder regeln dürfen und andere passgenauere Kompetenztitel gebe,
 ist im Grundgesetz nämlich gar nicht.
 Das heißt, er sagt, das könnte durchaus funktionieren.
 Jetzt ist das Ganze natürlich eine Idee, die aus Panco geboren ist.
 Und, sammermal, die Frage ist, wie wahrscheinlich ist das,
 dass es jemals umgesetzt wird, Fragezeichen, wenn es umgesetzt werden würde,
 dann könnten die Länder tatsächlich durchaus richtig verdreien regieren in solche Mietverträge und sagen,
 das ist der Maximallpreis, wie wahrscheinlich ist das?
 Also, ich denke, dass der politische Interesse sehr, sehr groß ist.
 Das Tapem der Grünen aus Berlin hatten wir gerade schon von Frau Schmidtberger,
 heißt sie, glaube ich, die eben sagt, die Leute sind frustriert über das schlechte Bundesrecht.
 Da muss halt sehen, dass diese Mietregelungen durch die Mietpreisbremse
 über das Verhältnis zwischen Vermieter und Mieter einfach eine sehr, sehr sanfte Regulierung
 ist, die an nicht so richtig durchgreif.
 Die hat also ganz zusammen bei ja auch schon in der Lage auf diskutiert.
 Da gibt es einfach wahnsinnig viele, wahnsinnig viele Hintertüren,
 durch die man eben dann doch noch hohe Mieten festsetzen kann.
 Und die ersten Auswertungen zum Effekt der Mietpreisbremse sagen,
 ja, der Anstieg der Mieten konnte etwas gebremst werden, aber die Mieten steigen weiter
 und gehen eben weiter durch die Decke.
 Und es gibt immer mehr Menschen, die sich keine Miete mehr leisten können.
 Jedenfalls nicht, wenn sie nicht ganz weit raus aus Land ziehen wollen.
 Insofern ist der politische Druck einfach enorm groß, ein anderes Mittel zu finden
 für die Deckelung von Mietpreisen als die Mietpreisbremse und die Regelung über die Mietverträge leisten kann.
 Und insofern glaube ich ist da ein wahnsinniger politischer Schwung drin.
 Im Städte ist eine extrem populäre Maßnahme, um Fragen sprechen von etwa 70 Prozent der Bevölkerung,
 die für das Einfrieren von Mieten sind, dann muss man sich natürlich natürlich darüber unterhalten,
 wie dann dieser Mietendeckel genau aussehen soll.
 Aber ich glaube, da wird es zumindest politische Versuche geben, wie gesagt Berlin und Hamburg sind die ersten Länder,
 die darüber nachdenken, aber vielleicht gut für Freistaat Bayern.
 Weiß mal jetzt nicht, ne?
 Ab da jetzt München ist ja wahrscheinlich die schlimmsten Betroffene statt, ob da sowas zur Stande kommt, bin ich skeptisch.
 Aber ich glaube, Berlin und Hamburg werden diesen werden das zumindest mal ausloten.
 Und ich denke, aus verfassungsrechtlicher Perspektive ist es auf jeden Fall ein Versuchwert.
 Wie gesagt, das Wohnungswesen hat historisch genau das bedeutend nämlich Mietendeckel.
 Gabs im Biss in die 60er-Jahrrad auch niemand in Frage gestellt, ob das verfassungsmäßig ist.
 Und klar, wir haben uns irgendwie so ein bisschen daran gewöhnt,
 dass man Mietpreise nicht mehr startlich decken kann.
 Aber vielleicht ist das auch so ein bisschen die neoliberale Kultur, die in den 90ern und 2000er-Jahren einzugehalten hat.
 Vielleicht waren wir da einfach in den 20er bis 60er-Jahren schon so ein bisschen weiter und haben uns an diesen schönen Satz,
 oder damals habe ich im Grunde so diesen schönen Satz gelebt, Eigentum verpflichtet.
 Der ja immerhin auch im Grundgesetz steht.
 Also ich finde, das ist eine spannende Idee und ich denke, das sollte man auf jeden Fall mal probieren.
 Die Bundeswehr steckt schon länger in der Krise, aber jetzt in dieser Woche haben sich die Wolken über Bundesverteidigesministerin Ursula von der Leyen doch erheblich zugezogen und verdunkelt.
 Da gibt es irgendwie so, wenn man mal über einen Darm gepayert, so vier Einschläge neben und innen und um ihre Sorgen zum einen,
 okay, kleine Labidage, aber lapalja, aber es erhofft sich dann doch, Bundespräsident Steinmeier ist in Etobien gestrandet,
 weil wieder mal ein Flugzeug der Luft war für der Flugbereitschaft Defekt war.
 Er konnte dann irgendwann nach Hause fliegen mit ein paar Stunden Verspätung, aber das heuft sich dann die Gorgefock.
 Das Aushängeschild der Marine, so ein riesiges segelisches Schiff.
 Schulschiff liegt seit drei Jahren im Trockendok und da ist jetzt dieser Tage doch einiges passiert.
 Das Link kostet 10.000 Euro pro Tag, nur dass es darum liegt pro Tag.
 Weil das irgendwie ist es, ja es musste halt saniert werden, es musste repariert werden.
 Ursprünglich sollte das 10 Millionen Euro kosten.
 Jetzt ist man schon bei mindestens 80 Millionen, wahrscheinlich kostet es dann am Ende 135 Millionen.
 Und dann gibt es halt noch ein Verdacht auf Korruption, bei diesen Werften, die da beteiligt sind,
 ermittel die Staatsanwaltschaft in dieser Sache.
 Und allein jetzt die Verschrottung, um das Ding wieder schwimmfähig zu machen,
 um es zu einem Betrieb zu fahren, der ist verschrotten darf irgendwo in den Niederlanden.
 Das würde allein schon wieder Millionen kosten.
 Also das Ding ist, dass man mal auf symbolische Art extrem artisch lag,
 weil das eben so ein Aushängeschild ist und so viel Strahlkraft hat.
 Und dann aber auch auf strafrechtlicher Ebene natürlich gerade.
 Echten Riesenproblemen, aber die beiden größten Probleme für von der Leyen sind einerseits,
 dass jetzt ein Untersuchungsausschuss eingerichtet wurde, diese Woche wegen dieser sogenannten Berateraffäre.
 Also von der Leyen hatte ja, sagen wir mal, um auch alte Seilschaften im Verteidigungsministerium zu zerschlagen,
 eine Beraterin von McKinsey zur Staatssekretärin gemacht.
 Die ist inzwischen aus unbekannten Gründen wieder zurückgetreten.
 Aber McKinsey wurden in dieser Zeit und glaube ich auch später Millionenaufträge zugestands,
 also diesen Beratungsunternehmen ohne Ausschreibung.
 Das heißt also normalerweise ab bestimmten Summen muss halt ausgeschrieben werden,
 muss gesagt werden, dass Ministerium hat diese und diese Aufträge zu vergeben,
 bitte bewerben sie sich, liebe Unternehmens-Beratungsunternehmen
 und wir nehmen dann nach am transparenten Verfahren das beste Angebot.
 Aber in diesem Fall wurden halt Millionenaufträge vergeben, freihändig wieder so heißt.
 Also einfach gesagt ja, die machen das jetzt mal bitte schön, das wurde immer,
 so man da wurde so der Umweg über so Rahmenverträge genommen, die auch sehr umstritten sind,
 weil sie eben verhindern, dass bestimmte Aufgaben nochmal neu ausgeschrieben werden.
 Und da gibt es eben den Verdacht von Fetternwirtschaft zwischen Unternehmens-Beratern und bestimmten generellen,
 weil das eben ohne Ausschreibung vergeben wurde, weil da sehr viele Millionen geflossen sind
 und von alleine hat schon zugegeben, dass es da Verstöße gegen das Fagaberecht gegeben hat.
 Und nun gibt es also einen Untersuchungsausschuss, die in die Opposition eingerichtet hat
 und auch durchgesetzt hat, dass der ein sehr breites Mandat hat.
 Also der darf sozusagen sich sehr breiten Fragen widmen.
 Und da ist immer so ein bisschen unklar bei diesen Untersuchungsausschussen,
 auf das weiß der auch du, was dabei rauskommt. Die können total im Sande verlaufen.
 Die können aber auch eine extrem unberechenbare Eigendynamik entwickeln,
 weil dann gerade mit zum Breitenuntersuchungsaussauftrag,
 dann noch Themen auf Poppen, Fragen auf Poppen und weil sie eben diesen Breitenauftrag haben,
 dürfen sich die Abgeordneten in diesen Fragen auf Wittmen und den Nachgehen und Akten einfordern.
 Also dass das quasi so ein bisschen unberechenbar fürs Ministerium.
 Ja, in der Tats, da kann man einfach nie so richtig wissen,
 einfach Ideen, dann in zwar natürlich die Oppositionsabgeordnungen noch so kommen in einem solchen Untersuchungsausschuss.
 Also Verträge ohne Ausschreibung zu vergeben, ist allerdings extrem gefährlich.
 Das kennt aus meiner eigenen Verwaltungsarbeit, Stichwort Funktion Transparenzsystem.
 Da müssen natürlich auch Ausschreibung gemacht werden,
 wenn ich mir angucke wie wieder für ein paar Mark 50 schon ganz viel Papier bewegen,
 dann kann ich nur noch starren, wie Millionen angeblich ohne Ausschreibung vergeben werden können.
 Klar, da gibt es dann immer so Hintertüren zum Beispiel,
 dass nur ein bestimmter Auftrag niemals angeblich überhaupt in der Lage sei,
 aus technischen Gründen zum Beispiel oder aus Kompetenzgründen einen Auftrag auszuführen.
 Aber da sind dann natürlich häufig auch sehr vorgeschobene Argumente.
 Also insofern, ich geh da jetzt die Details nicht, das ist auch das nicht öffentlich.
 Aber da kann ich mich wirklich nur wundern und außerdem finde ich generell.
 Also das jetzt gar nichts konkret mit dem Verteigungsministerium zu tun.
 Diese Vergabe von Aufträgen an Beratungsunternehmen extrem problematisch,
 denn war ganz ehrlich, die Idee ist noch eigentlich,
 dass man in einem Ministerium selber diese Kompetenz aufbaut.
 Weil immer ganz ehrlich ist, dass man in einem Ministerium genau die Leute hat,
 mit den entsprechenden Erfahrungen und Quantifikationen,
 um selber am besten zu wissen, wie man Dinge strukturiert.
 Es ist aus meiner Sicht, ich weiß nicht, wie du das siehst, aber aus meiner Sicht ist das schon meine Kapitulation,
 wie man Millionen Beträge für Dienstleister ausgeben muss,
 die am dann sagen, wie man sein Haus am besten strukturiert.
 Also ich glaube da liegt die Wahrheit wie immer in der Mitte.
 Ich denke ja, im Idealfall ist es so, dass in den Ministerien genug Kompetenz vorhanden ist,
 um alle wesentlichen Fragen zu lösen, um bestimmte Pläne zu machen,
 Plänen zu entwickeln, Strategien zu entwickeln, etc. pp.
 Nur ist es aber so, dass wir in einer Zeit leben,
 wo sich sehr viel sehr schnell ändert, vor allen Dingen auch ein technologischer Hinsicht.
 Und da finde ich das Argument durchaus auch nachvollziehbar,
 dass man sagt, für Sachen, die mal schnell gehen müssen,
 für Sachen, für Spezialaufträge, für Techniken, in denen das Ministerium
 eben keine Kompetenz hat entwickeln können.
 Da kann man ausnahmsweise auch mal Unternehmensbarater anziehen,
 die sich vielleicht seit Jahren nur mit diesem Thema befassen und dort schnell im Poden ist.
 Wenn es denn so ist.
 Aber ich kenne sehr mal reif von Leuten, die wir Unternehmensbereitungen gearbeitet haben.
 Ich will ja jetzt kein ganzes Geschäftsfeld in die Poniatreten.
 Also es kann ja sehr gute Gründe geben, warum wir Unternehmensbereitern an Bord holt,
 stichwort Umstrukturierungsmaßenamt oder auch Arbeitsplatzabbau.
 Da fehlt häufig dem gerade bei mittelständischen Unternehmen im Unternehmen,
 dann auch manchmal so ein bisschen die Distanz,
 dann vielleicht auch die Leute leid tun und so.
 Da holt man dann möglicherweise Unternehmensberatung, die einfach sagt,
 "Leute, sorry, es hilft nix, hier muss der Rotstift angesetzt werden.
 Kann es alles gute Gründe dafür geben.
 Aber auf der anderen Seite sind es natürlich auch keine Zauberer.
 Das sind ja häufig Leute, die gerade in Unie Abschluss gemacht haben,
 sehr junge Leute sind und die eben auch wirklich auch nur mit Wasser kochen.
 Ja, absolut.
 Also der Spiegel hat ja einen großen Dettel dazu geschrieben
 und ich finde die machen da ein paar, die der Punkte, der einen Punkt ist,
 es werden ungefähr 3 Milliarden Euro pro Jahr für eine Bundesregierung,
 für Beratungsunternehmen ausgegeben und die 1 Milliarden Euro.
 Das ist so ein bisschen geschätzt, weil nix genauer es weiß man nicht.
 Irgendwie führt da keiner Buch und dann werden Beratungsleistungen nicht als Beratungsleistung,
 verbucht, sondern als irgendwelche externe Dienstleistungen,
 dann tauchen die in irgendwelchen Angaben schon nicht mehr auf.
 Wie viel denn für Beratere ausgegeben wurde, also da wird auch viel verschleiert und schmug gemacht.
 Aber der Spiegel sagt 3 Milliarden.
 Und der Spiegel macht das Argument, dass es eben nicht nur ausnahmsweise mehr passiert,
 sondern dass die Berater wirklich zentrale Politikfunktionen übernommen,
 dass digital Strategien zum Beispiel von Unternehmensberatern geschrieben werden.
 Und dass eben viel von dem Know-how, was in bestimmten Prozessen generiert wird,
 nicht in den Ministerien bleibt.
 Das wäre eine Möglichkeit, dass man sagt, der Polenberater rein,
 aber da müssen wir einen Weg finden, wie das generierte Know-how,
 das wissen auch in den Ministerien bleibt, dass sie sich auch fortbilden,
 dass da Kompetenzen aufgebaut werden. Aber der Spiegel argumentiert,
 das passiert so gut wie gar nicht. Und dass eben viele Ministeriale sich auch wundern,
 mit was wir Powerpoint-Präsendationen, sie dafür viel Geld versorgt werden.
 So nach dem Motto, das ist so ein bisschen aufgewirrt, umfromuliert.
 Aber im Kern ist dann nichts Neues.
 Das hätten wir ja auch machen können.
 Also da gibt es schon sehr, sehr, sehr, sehr viele Fragezeichen.
 Ich finde es gut, dass dieser Untersuchungsausschuss da jetzt vielleicht mal ein bisschen Licht reinbringen kann.
 Aber insgesamt scheint mir, dass so ein grundsätzliches Problem zu sein,
 dass Berater dann Büros in den Ministerien haben.
 Und viele Kernfunktionen von Beamten von Ministerien übernommen haben,
 die ihn einfach nicht zuständig haben. Und da muss auch geräumt werden.
 Das ist, glaube ich, das ist völlig außer, außer, außer Rand und Band geraten.
 Ja, und genau, weil man ja überhaupt nicht weiß,
 wie man eigentlich diese Berater wirklich dienen.
 Das muss man ja immer dabei sich vor Augen führen.
 Also, beamt, das Beamtenwesen hat ja gerade den Sinn,
 dass man eben Menschen hat in Diensten des Staates,
 die völlig unabhängig sind von irgendwelchen externen Einflüssen.
 Das ist natürlich, wenn man die dann schlecht bezahlt,
 wie das in manchen Bereichen des öffentlichen Dienstes passiert,
 ist das natürlich alles Heikle. Aber die Grundidee ist der Staat alimentiert.
 Diese Menschen bezahlen sie so gut, dass sie wirtschaftlich völlig unabhängig sind,
 von fremden Einflüssen, so dass sie wirklich nur dem allgemeinen Interesse fürpflichtet sind.
 Und was weiß man denn bei so einem Kindseberater, was der Voröfenauftrag hatte,
 und was der möglicherweise nach dem Bundesministerium von Auftrag hat
 und wessen Interessen der wirklich dient.
 Also, das ist eben brandgefährlich, denke ich,
 wenn man Menschen in sich ins Haus holt,
 deren Interessenstrukturen schlicht und der Grafen völlig intransparent sind,
 und für die durch den zweiten wesentlichen Punkt angesprochen,
 einen Kompetenzaufbau und Kompetenzverlust.
 Wenn man dann eben so einen Team hat von externen Berater,
 die sich in ein Thema reinfuchsen und die gehen nach zwei Jahren.
 Wieder dann ist diese Kompetenz auch wekner, während die Ministerialbeamten
 diese Kompetenz aufbauen und dann eben auch im Haus,
 weil ein Teil kultivieren. Also insofern,
 das muss man glaube ich ausgesprochen kritisch sind.
 Genau, das muss man wieder auf normal Maß zurückstutzen.
 Das letzte große Thema, was von der Leihn.
 Ja, und vor allem stichwort normal Maß.
 Ganz ein letzter Gedanke, ganz kurz nach der Zoo.
 Es ist auch eine normal Maß,
 bedeutet aus meiner Sicht vor allem,
 man muss sich überlegen, welche Themen an von Beratern beacken lässt.
 Also, wenn es darum geht, ein Ministerium oder eine Behörde umzuorganisieren,
 ja, Arbeitsorganisatorisch rein.
 Nicht inhaltliche Fragen, was ist die Politik,
 sondern nur wie macht man das Ding auf?
 Das ist am schnellsten organisatorisch funktioniert.
 Da würde ich sagen, können Unternehmensberatungen total für Sieden machen,
 weil die eben wissen, wie die Strukturen in der Wirtschaft funktionieren
 und vielleicht auch häufig einfach mal guten frischen Wind mitbringen.
 Da bin ich sofort dabei.
 Aber richtig gefährlich wird es sobald die in irgendeiner Art und Weise
 inhaltliche Entscheidungen vorbereiten.
 Denn wie gesagt, da weiß man nicht,
 wer es ein Interessen ist, sind und die Kompetenz geht dann schnell wieder verloren,
 wenn die Beratung vorbei ist.
 Insofern glaube ich, normal Maß,
 wie du das formuliertes Philipp bedeutet,
 in diesem Organisatorische Fragen, ja, inhaltliche Fragen nein.
 Wie gesagt, ein letzter Thema, was von der Leihn noch auf die Füße gefallen ist,
 ist heute ein, glaube ich, 1920-Seiten-Dicker.
 Das weiß ich gerade nicht genau, die Seiten anzahl bericht.
 Das Werbeauftragten des Bundestags Hans-Peter Bartels,
 der ja ein ziemlich dieser stöses Bild des Inlehmens der Bundeswehr zeichnet.
 Dazu muss man wissen, Hans-Peter Bartels, also der Werbeauftragte des Bundestages,
 das ist ein Bundestags-Akkohörneter, der zum Werbeauftragten anhand führt.
 Und Soldaten der Bundeswehr können sich jederzeit und auch umgehung der,
 wie sagt man, der Befehlskette des Dienstwegs an diesen Werbeauftragten wenden,
 mit allen möglichen Anliegen und Schilderungen.
 Und das ist sozusagen gespeist aus der Idee der Palamänz-Ameh.
 Also, dass dieser Ameh letztlich vom Parlament gesteuert wird und nicht von Soldaten.
 Und der liegt, wie gesagt, jedes Jahr ein Bericht vor.
 Und in diesem Jahr hat er sich konzentriert auf das,
 wie er das nennt, "Purokratie Monster Bundeswehr".
 Und dieser Bericht ist wirklich voll von Absurditäten aus dieser Welt bundesweit.
 Ja, bis zu drei Monate wartet Zeit für eine Fliegerkommier.
 Also, so ein Anzug, mit dem man für Piloten, muss man drei Monate warten.
 Hochmoderne Schützenpanzer, bei denen die Soldaten nicht zu groß sein dürfen,
 okay, aber auch nicht zu klein.
 Weil es dann bestimmte Sachen nicht mehr funktionieren.
 Es gibt leere Übungshäuser für den Ortskampf, mit maximal sechs Geschossen.
 Also, das gibt so Übungsgelände, wo die Soldaten also für den Häuserkampf üben.
 Und diese Häuser dürfen halt nur maximal sechs Geschossen hoch sein,
 weil sonst ein Aufzug nötig wäre, denn das sind halt Vorschriften.
 Und die müssen befolgt werden.
 Also, haben die Dinge nur sechs Geschosse, um den Aufzug zu sparen.
 Oder es gibt allein zwölf Dienststellen, die für die Betreuung des ziemlich betaken Kampfchats-Tornado zuständig sind.
 Zwölf Dienststellen. Also, wie gesagt, und das könnte man erfüllen,
 mit Absurditäten aus dieser "Purokratie Monster", wie er das nennt.
 Und ich hab mal Thomas Wiegold angerufen und gefragt, wie er das denn so sieht.
 Er schreibt seit Jahren eigentlich überverteidigungs- und Sicherheitspolitik
 und hat sehr seine Ohren in der Bundeswehr.
 Er hat auch einen Blog dazu, Augen gerade aus.net.
 Da hat, wie gesagt, lesen sehr viele Soldaten mit und melden sich bei ihm auch.
 Und ich hab Thomas mal gefragt, ob er, sammermal dieses doch recht,
 dieses tröse Bild, was der Werbeauftragte von der von Innenleben der Bundeswehr zeichnet,
 ob Thomas es teilt.
 Nun, nachdem, was ich vorher schon hörte und was ich als Reaktion auf den Bericht höre,
 trifft alles ziemlich zu, was der Werbeauftragte da bemängelt.
 Inzwischen, wenn er in seinem jüngsten Bericht die Probleme mit dem "Purokratie Monster"
 Bundeswehr in den Vordergrund stellt, Beschaffung, die ewig dauern, selbst wenn es nur um Kleinigkeiten geht,
 Absicherungsdenken, Vorschriften, die sich gegenseitig blockieren.
 Und wo die Soldaten sagen, ja, eigentlich können wir unsere Arbeit zum Teil nicht mehr machen,
 weil wir zur Erfüllung all dieser Regeln und Vorschriften dieses und jenes tun müssen,
 statt wirklich konstruktiv was zu tun.
 Also, das ist schon ziemlich dieser Ströse und der Werbeauftragte sagt,
 am Geld liegt nicht, das war ja mal jahrelang das Problem,
 dass die Bundeswehr quasi kaputt gespart wurde.
 Aber von der Leinheit in den letzten fünf Jahren in Ital von 30 Milliarden auf 40 Milliarden hoch geboxt
 und was aber verändert werden muss, sind eben diese ganzen bürokratischen Regelungen
 und die Strukturen. Und da bin ich mir nicht so sicher, ob von der Lein das hinkriegt.
 Und da gibt es auch viele Zweifler, sie hat was angeleiert, das sagen auch viele,
 aber es trägt bisher keine Früchte, es geht eben zu langsam.
 Und die Frage ist, wie man sie stellen kann, muss davon der Lein jetzt gehen,
 ist das ihre Schuld oder muss man ihr noch mehr Zeit geben.
 Ich hab so ein bisschen den Eindruck, dass diese Bundeswehr echt so ein bisschen,
 also wer sie auch nicht, die ist in einem traurigen Zustand und die scheint sich sehr versäppständig zu haben.
 Also von der Leinheit hat ja versucht, da Strukturen und Netzwerke zu zerschlagen,
 als sie da rein kam, hat Berater reingeholt, um eben solche Strukturen zu verändern.
 Aber das ist auch nach hinten losgegangen.
 Also niemand spricht ihr ab, dass sie es nicht versucht hätte,
 aber auch sie hat eben wie keine Erfolg. Und die Frage ist, was macht man mit so einem Ministerium?
 Ja, ich hab so ein bisschen den Eindruck, also das muss ich gestehen.
 Das ist jetzt wirklich totaler Vogelperspektive,
 ich bin da wahrlich nicht drin im Bundesministerium der Verteidigung.
 Aber nach allem, was du jetzt auch zusammengestellt hast, Philipp und was der Werbeauftragte zusammengestellt hat,
 kann man jedenfalls sagen, dass dieses Haus ein bisschen vor sich hintreibt,
 ja, ohne klare Führung. Und die Ministerin hat das sicherlich versucht,
 da man eine Richtung vorzugeben und bestimmte Dinge zu verändern.
 Aber ich hab den Eindruck, dass sich das Haus jedenfalls ihrer Führung massiv wieder setzt.
 Anders kann man das glaube ich nicht beschreiben, dass ich also auch noch einigen Jahren,
 die sie jetzt nicht erst seit gestern haben.
 5 Jahre, das ist im Amt schon in der letzten großen Koalition,
 weil sie ja im Verteidigungsmannisterin,
 also wenn sie nach so langer Zeit da noch keine organisatorischen oder sonstigen Gammannens Vorteile auf die Beine gestellt hat,
 da muss man sich schon fragen, ob das in Zukunft noch zu erwarten ist.
 Ich weiß nicht, ob das quasi wirklich persönliche Fehler von ihr sind oder ob das Haus aus irgendwelchen Gründen sie einfach nicht akzeptiert
 und leer laufen lässt.
 Ja, wenn man sich mal diese ganzen Skandalösen veröffentlicht und anguckt,
 hat man auch so ein bisschen den Eindruck, dass da schon eine ganze Menge gelegt wird.
 Ja, was im Finde ich immer ein verdächtiges Zeichen ist,
 dass ein Haus sich eigentlich gegen Reformversuche massiv streubt.
 Ja, wenn man also die Ministerin dann quasi aus dem Hinterhalt angreift.
 Also ich denke, es wird dich anders gehen als das,
 dass man sie ablöst.
 Ich würde nicht so weit gehen zu sagen, sie ist generell an schlechte Ministerin,
 aber jedenfalls sie und das BMVG passen anscheinend einfach nicht zusammen.
 Das nächste Thema ist uns angetragen worden von vielen Hörern und Hörern.
 Da geht es um den E-Mail-Anbieter Post-Theo und eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.
 Die doch für einiger Würbel gesorgt hat, worum ging es bei dem Fall?
 Ja, genau. Also poste ich das hier ein E-Mail-Anbieter,
 der immer damit wirbt. Sie hätten ein besonderes Datenschutz freundliches Geschäftsmodell.
 Und deswegen haben sie unter anderem ihr System so aufgebaut,
 dass sie bei dem Zugriff auf ein E-Mail postfach gar nicht mehr so unmittelbar sehen,
 von welcher öffentlichen IP-Adresse dieser Zugriff kommt.
 Also je in der Computer, der im Internet unterwegs ist,
 hat ja eine IP-Adresse, über die ja eben kommuniziert,
 die sogenannte öffentliche IP-Adresse, die bekommt man normalerweise vom Provider.
 Und damit kommuniziert dieser Computer im Internet.
 Das ist jetzt eine etwas vereinfahnte Beschreibung, die Nerdszucken jetzt zusammen,
 weil dieser IP-Adresse häufig eben nur der Router hat.
 Aber diese Details lassen wir jetzt mal aus davor jedenfalls.
 Also Zugriff auf ein E-Mail-Konto bei einem Provider kommt immer von irgendeiner öffentlichen IP-Adresse aus.
 Und Post-Theo hat diese öffentliche IP-Adresse kann dazu dienen, möglicherweise zu identifizieren,
 wer dieser Zugriff er ist, weil jedenfalls wenn diese IP-Adresse bei einem deutschen Internetzugangsanbieter geschaltet ist,
 der Zugriff darauf möglich ist, wer denn der Anschluss inhaber ist.
 Also wer hat quasi diesen Mobilfunkanschluss oder diesen DSL-Anschluss zum Beispiel geschaltet,
 bei dem Provider, dem die IP-Adresse zu dem bestimmten Zeitpunkt zugeordnet war.
 Deswegen wollen Ermittlungsbehörden immer gerne wissen,
 von welcher IP-Adresse kam ein bestimmter Zugriff.
 Die kann man zwar auch verschleiern, ja, wenn man zum Beispiel Tor nutzt oder wenn man über einen VPN-Anbieter am Ausland,
 geht aber die Grundsatz ist schon so, dass man aus der IP-Adresse bestimmte Erkenntnisse gewinnen kann.
 Und Post-Theo wiederum hatte jetzt ein System so organisiert,
 dass diese IP-Adresse nur ganz am Rammde von Post-Theo-S IT-Systemen mal aufgeschlagen ist,
 an den sogenannten "NAT-Rotern", "NAT-Rotern".
 Und dann aber die Anfrage quasi innerhalb des Post-Theo-Systems anonym weitergeleitet wurde.
 Und bei den eigentlichen E-Mails-Hörvern kam dann also schon diese öffentliche IP-Adresse,
 die wir immer gerne haben wollen nicht an, sondern nur eine interne IP-Adresse mit von Post-Theo,
 mit der die Behörden nichts anfangen konnten.
 Und so, und um kam es, wie es kommen musste, gegen einen Kunden von Post-Theo wurde eine Telekomikationsüberwachung angeordnet,
 nach Pager auf 100 A der Schraffprozessordnung, was bedeutet.
 Alle Inhalte der Kommunikation, also was steht in der Mails drinnen,
 musste an die Ermittlungsbehörden in Stuttgart in diesem Fall weitergeleitet werden.
 Aber eben normalerweise auch die sogenannten Umstände der Kommunikation, also auf Deutsch von welcher IP-Adresse kommen die Zugriffe.
 Und Post-Theo war aber dazu nicht in der Lage.
 Die haben also Braf, die Inhalte der E-Mails geliefert konnten, aber die IP-Adressen nicht liefern,
 weil sie eben ihr System so organisiert hatten, dass die IP-Adressen ganz am Anfang schon rausgefildert wurden.
 Damit waren die Ermittlungsbehörden in Stuttgart nicht einverstanden.
 Und so bekam dann letztlich nach einigen Hin- und Her Post-Theo ein Ordnungsgeld aufgebrummt von 500 Euro,
 mit dem die Behörden poste-Utswingen wollten, diese IP-Adressen eben doch herauszugeben.
 Und dann ist Post-Theo vor Gericht gezogen.
 Genau. Post-Theo hat dann gegen diese Ordnungsgeld geklagt und ist bis zum Bundesverfassungsgericht gegangen.
 Und das Bundesverfassungsgericht hat jetzt gesagt, die Auslegung der gesetzlichen Grundlagen für die Telekomunikationsüberwachung in der Weise,
 dass also auch die IP-Adressen mitgeliefert werden müssen.
 Diese Auslegung ist jedenfalls nicht verfassungswidrig.
 Also das Bundesverfassungsgericht hat gerade nicht entschieden, dass man diese IP-Adressen auf jeden Fall liefern muss.
 Es hat nur gesagt, wenn eine Behörde oder ein Gericht wie in diesem Fall anordnet, dass die IP-Adressen geliefert werden müssen,
 dann ist das nicht verfassungswidrig.
 Und zwar selbst dann, wenn jemand eigentlich seine IT so organisiert hat, wie eben Post-Theo,
 dass die IP-Adressen ganz am Rand ist schon irgendwie rausgefildert werden.
 Das heißt, Post-Theo wird jetzt die IT-Systeme so umbauen müssen, dass sie jedenfalls dann in der Lage sind,
 die öffentlichen IP-Adressen mitzuliefern bei einer Maßnahme der Telekomikationsüberwachung,
 wenn eine solche Maßnahme angeordnet ist.
 Sie müssen aber nicht.
 Und das ist ganz wichtig bei dieser Entscheidung.
 Grundsätzlich dazu übergehen diese IP-Adressen mitzuprotokulieren.
 Denn solche Anordnung gelten eben nicht für die Vergangenheit.
 Post-Theo kann also sein System im Prinzip so Daten sparsam lassen, wie das bislang gebaut war.
 Aber wenn eine Anordnung ins Haus flattert, dann müssen sie quasi bezogen auf diesen einen E-Mail-Erbaut,
 der betroffen ist, müssen sie den Schalter umlegen und dieses Logging der IP-Adressen ermöglichen.
 Okay, aber das heißt, dann kriegen wir auch keine neue Vorratsdaten-Speicherung,
 damit weil das eben nur auf Anlass dann passiert.
 Ganz genau.
 Wenn man ehrlich ist aus Datenschutzrechtlicher Perspektive,
 ist das eigentlich eine vergleichsweise-zurückhaltende Maßnahme.
 Also als Gegenentwurf zur Vorratsdaten-Speicherung,
 wo quasi Kommunikationsverbindungsdaten generell protokuliert werden müssen,
 hatten Datenschutz ja immer vorgeschlagen,
 das sogenannte Quick Freeze-Verfahren, wo also auf einen Zueruf hin bestimmte Daten protokuliert werden müssen.
 Und im Grunde ist das, was hier dabei rauskommt, so eine Art Quick Freeze nur für den E-Mail-Bereich.
 Also E-Mail ist aus der aktuellen Vorratsdaten-Speicherung sowieso ausgeklammert.
 Aber das ist aus Datenschutzperspektive eigentlich vergleichsweise-zurückhaltende Lösung.
 Insofern denke ich, wäre es völlig übertrieben,
 davon, einer Vorratsdaten-Speicherung zu sprechen.
 Und ich denke auch, dass die Auslegung der gesetzlichen Grundlagen durch das Bundesverfassungskrieg
 in diesem Fall verdreht bei.
 Und war das denn jetzt von Posteo an Smarter-Move dagegen zu klagen
 und sozusagen diese Klarstellung in diesem Sinne,
 wie du das eben beschrieben hast, zu bekommen?
 Ich denke, das würde ich sehr kritisch sehen, ehrlich gesagt.
 Ich glaube, das war kein besonders strategischer Move.
 Ich bin natürlich auch nicht ganz neutral,
 weil wir bei der Gesellschaft freizerechtig auch ähnliche Verfahren führen.
 Ich sage mal, wenn Posteo zu uns gekommen wäre,
 hätten wir ihnen wahrscheinlich gesagt, wir können diesen Fall so nicht übernehmen.
 Und zwar aus einem ganz einfachen Grund.
 Posteo als Provider kann sich selbst ja nicht auf den Datenschutz berufen
 und auch nicht auf das Telekommunikationsgeheimnis,
 weil es nicht um Daten von Posteo ging,
 sondern Posteo konnte sich nur auf die Berufsfreiheit,
 also Artikel 12 abseits eins des Grundgesetzes berufen.
 Und das Bundesverfassungsgericht sollte natürlich bei der Auslegung von Gesetzen
 diese anderen Grundrechte auch immer irgendwie so ein bisschen mit im Blick haben,
 stichwort objektive Wirkung.
 Auf der anderen Seite konnte aber Posteo selber diese Grundrechte gar nicht berügen als Verletzt.
 Das heißt also eine strategische Fklage hätte in dieser Situation so ausgesehen,
 dass man stattdessen eben nicht alleine klagt,
 sondern sich mit den betroffenen Kunden zusammentut.
 Das darf man dem natürlich nicht sagen, so lange die Maßnahme noch läuft,
 aber sobald die Maßnahme abgeschlossen ist und keine Geheimhaltung flichten mehr gelten,
 hätte man sich mit dem Kunden zusammen tun müssen.
 Und dann hätten Posteo unter betroffene Mensch zusammen klagen müssen,
 gegen diese Maßnahme.
 Und dann hätte man zusammen in Zweifel auch vor dem Bundesverfassungsgericht in Fall diskutieren können.
 Und dann hätte nämlich der Kunde rügen können.
 Hier meine Information der Selbstbestimmung steht in Rede.
 Mein Telekomikationsgeheimnis, Posteo hätte Artikel 12 gerückt.
 Und damit hätten diese eigentlicher Betroffenen, Datenschutzgrundrechte,
 sag ich mal, im weiteren Sinne diese Grundrechte hätten dann viel mehr Bedeutung
 in diesem Verfahren erlangt als jetzt.
 Jetzt ist es letztlich eine Entscheidung, ob das Posteo quasi unter dem Aspekt des Gewerbebetriebs zu mutmal ist,
 dass sie ihre IT so ein bisschen umstricken müssen.
 Und da geht es also jetzt im Kern nicht um die entscheidenden Fragen.
 Also ich würde denken, Posteo hat eigentlich da nicht besonders schlau gehandelt.
 Wir haben neue Meldungen und diesmal, also ich kann es ja fast schon nicht mehr hören,
 was da alles aus Facebook rausfällt.
 Und das letzte Jahr war natürlich reich an Skandalen.
 Aber jetzt haben die sich nochmal eine Nummer geleistet.
 Find ich die ein bisschen noch über das hinausgeht, was wir so bisher gehört haben.
 Und zwar hat Facebook quasi letztlich Teenager 2020 Dollar dafür gezahlt.
 Ich weiß gar nicht ob monatlich oder einmal, ich glaube noch einmal.
 Ich bin nicht mehr ganz sicher, was die Quelle war, aber ich hab irgendwas von monatlich gelesen.
 Aber es waren auch nicht Basen und dann 20 Euro Einkaufsgutscheine.
 Wie so.
 Wie so was.
 Und genau, und zwar hat Facebook auch Teenager nicht nur, aber auch Teenageren 2020 Dollar dafür gezahlt für Forschung,
 damit sie sich eine App installieren, eine letztlich Schnüffel App von Facebook,
 die einmal installiert.
 Mehr oder weniger alles mitgeschneuchelt hat, was die betreffenden Menschen auf ihrem Smartphone gemacht haben.
 Also der komplette Datenverkehr wurde zu Facebook-Servern geleitet.
 Die betreffenden wurden auch angehalten, Screenshots zum Beispiel zu machen von der Einkaufshistorie bei Amazon.
 Und das Ziel war wirklich zu erfahren, was macht dieser Mensch auf und mit seinem Smartphone?
 Und das war extrem invasiv und wirklich, weil wirklich nahezu alles an Facebook geliefert wurde, aus allen Apps, was auf diesen Smartphones gemacht wurde.
 Und irgendwann hat Apple dann gesagt, über deren App Store diese App verteilt wurde.
 Hello, Moment mal, das geht nicht, das wollen wir nicht.
 Wir schmeißen euch aus dem App Store.
 Und dann war diese App aus dem App Store raus und konnte eigentlich von Menschen mit iOS-Geräten, also Smartphone, iPhone und iPad nicht mehr installiert werden,
 weil eben auf diesen Geräten nur Apps laufen, die aus dem App Store kommen.
 Und dann hat Facebook gesagt, ja, schön, das kriegen wir anders hin.
 Und hat gesagt, dann vertreiben wir diese App eben außerhalb des Appstores.
 Und das geht eigentlich nicht. Es sei denn, man nutzt dafür das Entwicklerzeitifikat.
 Also diese Zettifigarte, da stelle ich mir eigentlich so vor, müssen wir es einfach.
 Da mit zum Zettifikat, da macht Apple eigentlich ein Stempel auf die Software und sagt, hier, die ist von uns erprucht.
 Die gibt's im App Store und jede Software auf den Geräten, iPad oder iPhone weiß, okay, da ist der Stempel von Apple drauf, das Ding kann nicht ausführen.
 Und wenn dieser Stempel eben nicht drauf ist, dann läuft dieses Software nicht. Und normalerweise gibt's diesen Stempel nur für Sachen, die aus dem App Store kommen.
 Es sei denn, man hat so ein Entwickler-Stempel. Und den kann man dann quasi auf seine eigene Software, auf seine eigene App drauf stempeln.
 Dann läuft die auch auf iOS-Geräten, iPhone, iPad, wenn sie nicht über den App Store gekommen ist.
 Aber da sagt Apple ganz klar, diesen Stempel, dieses Zettifikat, das dürft ihr auf eure Software nur draufkleben,
 wenn ihr diese App intern an eure eigenen Mitarbeiter für Tests wecke verteilen wollt. Also, wenn ihr eure eigene Software im Unternehmen testen wollt,
 wenn ihr für eure Kantine in der eigene Software schreiben wollt und die auf den iPhones eurer Mitarbeiter installieren wollt.
 Und diese Regelung ist ganz, ganz eindeutig und Facebook ist hingegangen. Man hat gesagt, ja, dieses Entwickler-Zettifikat, das nehmen wir mal.
 Packen die auf unsere Schnüffelapp drauf, verteilen die aber nicht intern, sondern verteilen diese App extern an normale Entusa-Teenager.
 Und so ging das also weiter mit dieser Schnüffelapp, die sie dann A, diese Schnüffelapp, B auf diese extrem. Also, gegen Appels regeln, verstoßene Art an die Endkunden verteilt haben.
 Und da hat Apple jetzt gesagt, okay, das geht gar nicht. Wir deaktivieren euer Entwickler-Zettifikat. Das heißt, wir nehmen euch euer internen App-Stempel weg.
 Das hat dazu geführt, dass quasi die internen Apps von Facebook nicht mehr funktionieren. Also, weder können Sie Ihre menu-App,
 wie Sie da mit Ihrer eigenen iOS-App beim Facebook-Kantine essen bestellen. Sie können aber auch nicht Ihre eigenen Produkte, neuen Apps intern mit den Mitarbeitern testen.
 So, das ist so im groben, was ihr letztes nicht ganz so einfach ist. Es gibt neben diesen Entwickler-Zettifikaten auch noch ein Betta-Programm,
 teilweise mit Einladung, teilweise auch so öffentliche Betta-Programm, wo man so einen Link klicken kann. Also Apple hat diese Restriktionen für das Ausführen von Test-Versionen,
 sagen ich jetzt mal ganz unechnisch, in den letzten Jahren wirklich extrem entspannt. Also früher musste man mal genau 100 Geräte registrieren bei Apple mit der Geräte-Siri-Nummer und musste dann die Apps immer neu für diese Geräte bauen.
 Und so, das war mal extrem kompliziert. Das ist schon deutlich liberaler geworden und es ist jetzt nicht so, dass Facebook jetzt keine Apps mehr testen kann. Aber es kann eben keine Apps mehr frei verteilen.
 Genau, das ist natürlich schon ein Schritt. Ja, aber der Punkt ist ja, wie sich Facebook verhält. Also Apple hat darauf reagiert. Schön, man hätte sich noch drastische Reaktionen wünschen können, aber dafür ist Facebook halt zu wichtig für Apple,
 dass es halt die Facebook-App im Appstore gibt und so. Also, mal ganz ehrlich, für eine Kreuzberger Hinterhof-App-Schmiede, die irgendwie drei Apps im Store hat mit den Verrauchdownloads, die wir so fortgekriegelt worden.
 Und zwar nicht nur mit dieser umstrittenen Apps, sondern mit allen Apps. Mit allen Apps, uns war für immer, da kannst du den Land zu machen. Da kennen die überhaupt keinen Spaß. Also da gibt es auch in den Regeln in den Apps-Dur-Zulassungsregeln ganz klare Fälle, wenn man also so "Fraud" in diesen Fällen-Customer-Fraud und so. Also, also, Betrug.
 Oder wenn man zum Beispiel auch versucht, Apple auszutricksen und irgendwelche Funktionen in Apps versteckt, die Apple dann beim Review nicht sehen soll. Und so. Also da verstehen die überhaupt keinen Spaß.
 Ja, also da kann Facebook eigentlich von Glück reden, dass Apple sie noch so vergleichsweise sanft angefasst hat.
 Und jetzt gibt es ja, wie Leute, wie dieser Apple-Blogger Gruber mit...
 Wie das nochmal sein Ding, sein Blog...
 Der Ring Fireball, genau.
 Sagt, okay, wie ich immer schon gesagt habe, Facebook ist eine kriminelle Firma.
 Jetzt ist die Frage, ist das eine neue Dimension? Also, ich finde, daraus spricht schon... Also, ich finde, ich sagen kriminelle Energie, aber das ist schon nah dran.
 Ich finde, das ist schon nah dran.
 Ich finde, das auch wirklich hart. Ich muss gestiegen, es hängt...
 Wie, wie, wie, so mal so, wie gegenüber Apple, ist es natürlich schon extrem dreistes Verhalten.
 Aber letztlich ist ja die entscheidende Frage, wie hat sich Facebook den Kundinnen und Kunden gegenüber verhalten?
 Also, insofern sind Tini, die sie da eben speziell ins Visier genommen haben.
 Ich glaube, die Altersgrenze war 20 oder 25 irgendwie sowas.
 Ja, ein bisschen.
 Und wir relativ jungen Leute wollten sie haben.
 Und sie haben eben... Und das muss man immer wieder dazu sagen, um die Relevanz zu erkennen.
 Sie haben eben nicht nur jetzt irgendwie so ein bisschen was von dem Handy ausgelesen,
 sondern sie haben den kompletten Datenverkehr über Facebooks Server geleitet, um einfach mal zu gucken,
 was die Menschen im Internet so machen, komplett.
 Mit Karten. Also alles was sie anderen Chatabs, mit Snapchat wird genau...
 Oder das wurde ja ja, alles komplett.
 Und die entscheidende Frage ist, was haben Sie den Leuten gesagt?
 Also, stehen wir uns vor. In dieser App waren ährlicher Bildschirm-Wodernstand.
 Facebook wird deinen kompletten Datenverkehr analysieren.
 Du machst dich richtig nackig.
 Wir wollen damit unsere Services optimieren und dafür kriegst du 20 Dollar im Monat.
 Dann hätte ich sogar noch gesagt, okay.
 Ja, also wenn jemand allen ernstes bereit ist, wird 20 Dollar einen Datastriptis zu machen?
 D'accord.
 Ist die Frage, ob man das dürfen.
 Da kann man sich die Frage stellen, ob das für Kinder und Jugendliche auch gilt.
 Aber jedenfalls für Erwachsener würde ich sogar sagen, okay, wenn das wirklich ehrlich und transparent war,
 jedenfalls für Erwachsener, okay.
 Bei Kindern hätte man die Eltern fragen müssen und so da ist es alles ein bisschen komplizierter.
 Aber dann würde ich sagen, okay, aber nach allem, was ich jetzt aus der Presse enorm habe,
 ich habe diese App eben nicht selber in der Hand gehabt.
 Aber nach allem, was ich in der Presse so sehe, ist es eben so,
 dass diese App natürlich wieder mit so verschleiern der Marketingsprache gearbeitet hat,
 sodass die Leute, die genutzt haben, eben gerade nicht wussten,
 was Facebook so am einzelnen tut.
 Und dann würde ich auch sagen, das halte ich dann, dann wie Gruber sagt, für kriminellen.
 Das ist glaube ich nicht strafrechtlich relevant,
 so weil ich das aus der Fernsehersatz beobachten kann.
 Aber jedenfalls ist es also wirklich ein ganz, ganz grober Verstoß gegen Datenschutzverschriften.
 Ja, also ich war schon, also ich nutze das ja auch nicht mehr so richtig.
 Facebook, ich habe es auch noch einen Count, aber so richtig nutzen, durch das nicht mehr.
 Also wir haben natürlich eine Facebookseite.
 Da machen wir so ein bisschen PR und Werbung und verteilen das halt an die Leute,
 die bei Facebook sind so.
 Aber das Werbung gestalten wir zum Beispiel nicht.
 Wir haben ganz am Anfang, haben wir so eins, beim experimentierten Facebook Werbung.
 Also zum einen hat es nix gebracht, fanden wir,
 und standen auf, wenn der Trage in keinem Verhältnis.
 Und zum anderen ist es auch irgendwie eine moralische Frage.
 Man darf dem Laden nicht auch noch Geld in der Reihenwerfen.
 Ja, ich bin irgendwie nicht.
 Wir müssen nochmal diese Woche, wir kommen einfach nicht darum rum,
 aber es ist so ein wichtiges Thema.
 Nach London gucken, da gab es neue Kapitel in der Brexit-Saga,
 diesmal hat das Parlament abgestimmt, über sieben Vorschläge,
 wie denn die Regierung jetzt zu verfahren hat.
 Also stand der Dinge ist, der Vertrag, der jetzt ausgehandelt wurde, wurde abgelehnt.
 29. März, rückt immer näher, was nun?
 Was nun?
 Und man muss ganz ehrlich sagen, der Realitätsverlust in London erreicht
 inzwischen, wie ich finde, wirklich sehr bedenkliche Ausmaße.
 Oder Philipp, das ist ein Schätzchen.
 Ich habe mir das.
 Das ist ein reines Wünsch dir was, das hat nichts mehr zu tun mit mit Realpolitik.
 Das hat nichts mehr zu tun damit zu schauen, was ist quasi möglich?
 Es hat auch nichts mehr zu tun mit Werten, sondern es geht einfach nur darum,
 dass man in populistischer Weise irgendwie so auch schön wäre,
 ist eigentlich irgendwie jeden Tag so ein Tag wäre.
 Genau.
 Und ich habe mir diese wirklich, man so eine sich auch beklagt,
 wie jetzt hattet man auf diesen Scheiß-Brexit zu gucken.
 Aber ich habe mir das halt angeguckt, weil das wirklich schon auch interessant ist,
 zu sehen, was stimmen Sie denn jetzt ab?
 Also die hatten da sieben Vorlagen und zwei sind durchgekommen,
 knappe Knappamierheit und letztlich hat das Parlament formuliert,
 so haben Sie das gesagt, was das Parlament denn jetzt will und unter dem Strichen gehen.
 Wir wollen kein Brexit ohne Deal.
 Das heißt, wir wollen auf jeden Fall einen Vertrag.
 Aber dieser Vertrag darf keinen Backstop enthalten.
 Also diese Regelung, die über zwei Jahre Ausballdoward wurde,
 die verhindern soll, dass es zwischen Irland, EU und Nord- Irland,
 UK irgendwann eine harte Grenze gibt, wenn UK aus der EU austritt.
 Und da wurde halt gesagt, na gut, wenn wir da keine Einigung finden,
 dann bleibt eben UK in der Zollonion.
 Das heißt, es gibt zwischen Irland und Nord- Irland keine Zölle.
 Da können die Waren hin und her.
 Und zwischen Sommer mal Nord- Irland und dem Rest von UK,
 gibt es halt so eine Art Kontrolle der Waren,
 damit halt in Irland und Nord- Irland auch nur Waren gehandelt werden,
 die den EU-Sicherheitsstandard zum Beispiel entsprechen.
 Also das ist der Backstop.
 Und der soll raus haben, die Parlamentarier gesagt,
 der soll durch alternativen Ersetzt werden,
 durch alternative Abmachung, aber was das für alternative Abmachung,
 sind dieser ganz zentrale Kern.
 Das hat niemand formuliert, niemand.
 - Nein. - Haben du gesagt, wir wollen was anderes.
 - Ja, aber was kann auch? - Genau.
 Das ist ein bisschen wie wünschte, was, dann kommen wir wirklich vor wie Teenager.
 Und ganz ehrlich, als kleine Picanterie am Rande sollte man auch nicht vergessen,
 dass dieser Backstop ja im Wesentlichen auch auf Vorschlägen der Verhandler
 des Vereinigten Königreichs in den Brexit-Verhandlungen beruht.
 Also da gibt es ein ganz interessantes Video dazu.
 Hat uns auch ein Hörer empfohlen in einem Kommentar.
 Das verlinken wir auch an dieser Stelle etwa 13 Minuten lang aus einer britischen Fernsehsendung
 und einen Ausschnitt, wo eine Vertreterin der Europäischen Union bei den Brexit-Verhandlungen
 mal so wirklich bemerkenswert klar zusammenfasst, was dann jetzt eigentlich so der Streitstand ist
 und insbesondere auch darauf hinwesend, wer den eigentlich was wollte bei den Verhandlungen zu dem Brexit-Dial
 und gerade der Backstop in seiner konkreten Ausgestaltung
 geht zurück auf Vorschläge aus dem Vereinigten Königreich.
 Jedenfalls sagt sie das so, ich war jetzt nicht dabei, ich kann das nicht als Wahrheit.
 Ich war mir der Verhandlungen dabei, die war mit dabei.
 Sie war mit dabei.
 Sie hat mit Verhandlungen und das macht das Ganze natürlich absurd.
 Die haben zwei Jahre lang darüber, unter anderem sehr intensiv geregelt.
 Wie kriegen wir das mit Erlangengriff?
 Zwei Jahre.
 Und nicht ist der EU hat das Handy gekleiert.
 Ja, die EU hat das Handy gekleiert.
 Sondern die hat das mit May und den Briten und dem UK haben das verhandelt.
 Und sie sind am Ende zu dem Schluss gekommen.
 So können wir das machen.
 May war dafür, das ist der Vertrag.
 Und jetzt soll May hingehen, in der zur EU und sagen,
 "Ne, diesen Vertrag, die wir zwei Jahre auskanneln haben,
 dieses eine frickliche Ding da, das sollen wir wieder raus streichen."
 Das soll neu verhandelt werden.
 Aber wie wird das gerne hätten?
 Das weiß auch keiner, weil es dafür keine Lösung gibt.
 Das ist glaube ich, dass ich die eigentliche Erkenntnis, die man an dieser Stelle gewinnen kann.
 Und die Länge, ich tu mir nachdenke, dass so klarer steht, mit die Ver Augen, die Wahrheit ist.
 Es gibt einfach keine klare Lösung für das Nord-Illand-Problem.
 Ohne das irgendwo eine Grenze auftaucht.
 Das ist einfach so, wenn das für eigentlich die Königreich die EU verlässt,
 dann wird sich das Grenzproblem stellen.
 Die Frage, die man dann nur noch entscheiden kann,
 ist, will man die Grenze zwischen Nord-Illand und der Publikierland,
 oder will man die Grenze zwischen Nord-Illand und dem restes Vereinigten Königreich.
 Aber irgendwo muss sie hin, die Grenze, wenn Großbritannien raus will.
 Aus dem Binnenmarkt, aus der Zollunion und so weiter und so weiter.
 Und das ist letztlich die Lebenslüge des Brexit-Lagers.
 Das Brexit-Lager hat dieses Problem nicht erkannt.
 Und war dieses Problem natürlich, wenn man ehrlich ist.
 Auch so unlösbar ist, dass man ehrlicherweise vermutlich,
 wenn man das offen diskutiert hätte, einfach keine Mehrheit für ein Brexit zur Stande bekommen hätte.
 Das ist eben das große Problem bei der Brexit-Forgsabstimmung.
 Man hat irgendwie nur so emotional entschieden, man will da raus.
 Aber niemand hat so richtig klar durchs Dach.
 Das ist natürlich eine Kritik, die sich vor allem auch an das Lager der Brexit-Kritiker richtet.
 Niemand hat so richtig durchdacht, was das eigentlich durch die kliniert bedeutet.
 Das ist ein bisschen vielleicht noch die Aroganz gewesen.
 Ich sage mal, die intellektuellen Eliten in Großbritannien, die gesagt haben,
 da kommt ja niemals ein Brexit-Berchstet heraus, dass sie einfach nicht mal klar durchd definiert haben,
 welche dramatischen, negativen Konsequenzen ein Brexit tatsächlich hätte.
 Und jetzt stehen wir da so ein Brexit geben.
 Aber die konkreten Brexit-Szenarigen will auch keiner,
 weil die alle auf ihre Weise furchtbar sind.
 Genau. Das einzig gute daran ist, finde ich, dass alle anderen Exzits mehr oder weniger von Tüsch sind.
 Also ich, ich, Nordheims hat einen langen Artikel darüber geschrieben,
 dass in Niederlanden, in Griechenland, in Italien, in Spanien gab es das auch mal in Polen, in Ungarn.
 Da gab es ja überall in den letzten Jahren Stimmen, so wir wollen raus aus dieser Scheiß-Eu.
 So. Und die, und die Nordheims hat das irgendwie mit zahlreichen Stimmen zusammengefasst,
 so nach dem Motto, diese Diskussion, die gibt es dann nicht mehr.
 Weil, weil ganz viele dieser Populisten sehen, das ist eine totale Quark-Idee.
 Und, und sie, die Rechtspopulisten, die versteifen sich jetzt alle darauf.
 Das gibt die Europa-Wahlen im Mai. Und wir wollen sozusagen die EU von Innen aushüllen.
 Wir wollen zwei stärkste Fraktionen im Europa-Pallement werden.
 Wir wollen so einen rechten Block bilden. Und das Ding dann von Innen aushüllen.
 Ist nicht viel besser. Aber zumindest diese Diskussion, ob die Niederlande, Ungarn, Polen etc.,
 werden dann noch so alles aushritt. Das scheint mir zumindest erst mal durch diese völlig absurde Situationen
 in Großbritannien vom Tisch zu sein. Und ich meine, noch so ein bisschen atmosphärisch,
 was das Ganze noch mal extra komisch macht, finde ich, ist diese ganze parlamentarische Kultur.
 Da in diesem Parlament, wo quasi es im Gekurk ist.
 Ja, ich hab das Gekurk, das ist ja leider nicht ein bisschen erradiert.
 Sondern alle immer schreien oder boon oder so.
 Und es gibt halt diesen merkwürdigen Position des Speakers.
 Der halt da wirklich für mich immer wirkt, wie so ein verkatterter Onkel beim Frühstück,
 der noch im Bademantel und wo schliegen Maher, versucht irgendwie seine totalaussahrend und bandgeratene Verwandtschaft,
 dazu Ordnung zu rufen. Und diese Kultur, die da ist ziemlich lustig gepath,
 dann mit dieser inhaltlichen totalen Absodität, dass sie alle sagen, jetzt gehen wir da hin und verhandeln mal neu,
 mach mal das weg, aber wir wissen nicht, was du da rein verhandeln sollst.
 Und alle sagen ja, wir wissen schon, dass die das auch nicht ändern wollen,
 die aber mal trotzdem hin und frag mal, das ist wirklich absurres Theater.
 Und das tut auch der parlamentarischen Kultur in Großbritannienkein gefallen.
 Die Leute sind wahrscheinlich total abgefrucht, Stück von dem was da passiert.
 Ja, absolut. Das schade der Gesellschaft, das schade der politischen Kultur.
 Das ist auf so vielen Dimensionen kaputt, dass man, was ich nicht, am Ende kann man,
 glaube ich, nur hoffen, dass das jetzt einfach immer über die Bühne geht.
 Eine Verschiebung wollen sie auch nicht, das haben sie auch abgelehnt, dass sie sagen,
 wir wollen das nochmal verschieben um ein paar Monate, hat das Parlament auch abgelehnt.
 So vernünftig, weil was sollte da auch bei rumkommen?
 In diesen zwei Monaten noch. Aber in der Verhandlung wird es doch nicht geben.
 Das ist doch nicht die E-Ura, hat ganz ganz gut gesagt.
 Also wenn die E-Ura das macht, dann verlier ich auch dieses letzte Vertrauen.
 Also wenn die da jetzt noch wieder anfangen, dieses Deal aufzuschnüren, das kann ich mir nicht vorstellen.
 Ja, die müssen sich jetzt einfach entscheiden, wo sie entweder die Eskippen in goine 3 Optionen Brexit-Kanzeln
 oder Grenze zwischen Irland und Nord-Iland oder Grenzertragenehm.
 Wo muss es sich auch noch?
 Ja, oder der Vertrag verschiebt natürlich auch viele Fragen.
 Das Problem ist natürlich, wenn wir nur die Brexit bekommen, dann kriegen wir die Grenze zwischen Nord-Iland
 und der Republic-Iland.
 Und das ist da will ich auch keiner hin zurück.
 Ja, ich meine, das ist natürlich jetzt so ein bisschen das etwas düsterer Kalkyl der Brexit-Hardleiner,
 dass sie sagen, dass doch ganz großartig.
 Ja, dann wird natürlich Nord-Iland noch deutlich enger an das UK angebunden,
 wenn eine Grenze zur Republic-Iland zustande kommt.
 Das ist natürlich ein Runde.
 Die harte Linie, die harte Linie, derjenigen, die immer schon quasi Nord-Iland möglichst hart trennen wollten von der Republic-Iland.
 Das ist ja unser System, das ist ja unser System.
 Also ganz unschöne Konstellationen, aber wir wollten noch mal deutlich sagen,
 also in der Nachverhandlung wird es nicht geben, das heißt, das was das Parlament am allerliebsten möchte,
 klar mal auch, wenn auch mit unklarem Zielklammer zu, das wird auf keinen Fall passieren.
 Und im Runde können Sie jetzt eigentlich nur noch mal überlegen, ob Sie da jetzt endlich mal den roten Knopf-Trasse-Meld.
 Ich muss schon nicht mit Brüssel reden, sondern mit Ihren eigenen Lohnen.
 Okay, wir wollen noch mal ganz kurz zum Abschluss auf eine wichtige Debatte zurückkommen, die wir letztes Mal geführt haben.
 Und auf die uns auch zurecht kritisch hingewiesen habt, es geht um diese Grenzwerte.
 Genau, es geht das abtails.
 Stichwort Stichoxide, unser Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer,
 fordert ja nun von der Europäischen Union die Grenzwerte für Stichoxide nochmal zu überprüfen.
 Hintergrund ist diese berühmberüchtigte Stellungnahmen von 112 Lungenärzten,
 die Kritik an den Grenzwerten übten. Das haben wir in der vergangenen Folge auch schon angedeutet.
 Andreas Scheuer hat sich diese Kritik nun zu eigen gemacht und das Gipfelde in dem schönen Satz aus dem Morgenmagazin,
 wenn sich über 100 Wissenschaftler zusammenschließen, ist das schon mal ein Signal.
 Man hat gewinnt so ein bisschen in Anruf. Andreas Scheuer habe nur darauf gewartet.
 Und wenn man sich das Media-Lähcho anguckt, dann sieht das für mich nach einer ziemlich gut organisierten Kampagne aus.
 Wir hatten in der vergangenen Woche ebenfalls darüber berichtet und so ein bisschen bei der Teno,
 das alles ein bisschen komisch, aber wenn es in der Wissenschaft unklar ist,
 dann muss eben der Gesetzgeber mit seiner demokratischen Legitimation eine Entscheidung treffen.
 Das ist natürlich auch weiterhin richtig. Inzwischen hat sich aber herausgestellt,
 diese Stellungnahme stammt nur von einer klitzekleinen Minderheit der deutschen Gesellschaft für Pneulogie und Beatmungsmegizien,
 der DGP eben unter der Federführung des ehemaligen Vorsitzenden Dieter Köhler.
 Den haben wir ja auch letztes Mal schon erwähnt. Das ist aber eben eine absolute Außenseiter Meinung,
 die wir innerhalb der DGP, was die da so vertreten haben. Wie gesagt, waren auch nur 112 Leute.
 Ganz um Gegner hat nämlich Ende 2018 schon die DGP als offizielle Position verabschiedet,
 zitat, gesundheitsschädliche Effekte von Lungenstaatsstoffen sind sowohl in der Allgemeinbevölkerung als auch bei Patienten mit verschiedenen Grunderkrankungen gut belegt.
 Außerdem darauf weiß ein Wissenschaftsanalysthin nämlich Rolf Krauta, der auch viel für den deutschen Funktion arbeitet.
 Außerdem sind Lungenärzte als solche und gerade keine Experten für Studien zu den Auswirkungen in der Gesamtbevölkerung.
 Die Wissenschaft, die sich mit solchen Populationsweiten effekten befasst, ist eben nicht die Pneulogie, sondern die Epimidio-Lugneite.
 Epimidio-Logie.
 Ja, das sind Kasse Wörter, ich habe sie ja geübt, aber wie ihr seht vergeblich.
 Ja und kein einziger der Grenzwertkritiker gehört zu dieser Fachrichtung, die sich eben damit beschäftigt,
 wie wirken bestimmte Effekte in der Gesamtbevölkerung.
 Und aus der sich dieser Fachrichtung ist die Beweislage nach 30 Jahren intensiver Forschung erdrücken, sagt also Rolf Krauta.
 Koordin-Studien in die Gesundheitsdaten von hunderttausenden eingefchlossen sind, haben belegt.
 An Tagen mit höhere Luftverschmutzung sterben mehr Menschen als Antagen mit niedriger Luftverschmutzung.
 Menschen, die in Städten mit höhere Luftverschmutzung leben, sterben früher als Menschen in Städten mit sauberer Luft.
 Bewohner von Stadtvierteln mit hoher Luftverschmutzung sterben früher als Menschen in Stadtvierteln mit weniger Luftschaltstoffen
 und sobald die Luftverschmutzung sinken, sinken auch die Sterblichkeitsraten.
 Und das Fazit von Rolf Krauta ist, wer prinzipiell in Frage stellt, ob Grenzwerte für Luftschaltstoffe sinnvoll unter öffentlichen Gesundheit förderlich sind,
 hat sich meilenweit von der wissenschaftlichen Fakten entfernt und beschlossen, erdrückende Evidenz zu ignorieren.
 Na, also muss man konstantieren.
 Genau, man muss halt festhalten, diese Wissenschaftler, die die Grenzwerte kritisieren, sind A) eine sehr kleine Minderheit.
 Und sie sind sozusagen auch nicht aus diesem entsprechenden Fachgebiet, was eigentlich sich um diese Grenzwerte und deren Einschätzung kümmert.
 Und sie haben, dass finde ich mit eines der schlanksten Argumente für ihre Zweifel und ihre Kritik keinerlei Studien, keinerlei Beweise geliefert.
 Nichts, sie haben es einfach nur behauptet auf anecdotischer Basis aus ihrer eigenen Erfahrung.
 Und dann, das kam jetzt auch noch raus, dass einige dieser Autoren auch noch eine bedenkliche Nähe zur Autoindustrie haben, da mal gearbeitet haben, für die auch Studien angefertigt haben.
 Und da muss ich ehrlich sagen, da habe ich mich über uns so ein bisschen geärgert.
 Also ich habe das Gefühl und deswegen sprechen wir das also mal an, weil man auch eine Lehre draus ziehen kann.
 Ich habe das Gefühl, wir sind diesen Zweifelern so ein bisschen auf den Leim gegangen.
 Also insofern, als das wir halt gesagt haben, "Hu, da gibt es Leute, die Zweifel, die haben Professiontitel, die waren mal in dieser Gesellschaft, die sind Lungenärzte und so."
 Und das Mädchen-Echo ist ja auch so extrem.
 Und da haben wir uns nicht auch so ein bisschen, wir sammermal blenden lassen und haben halt,
 aber nicht schnell mal geguggelt, wer ist denn das eigentlich so, weil da hätte man schnell darauf kommen können, dass da einige Autoren tatsächlich eine Nähe zur Autoindustrie haben und das hätte man mit einflächten müssen und be eben zu sagen, Leute, Kritik auch an wissenschaftlichen Erkenntnissen, Kritik ein Grenzwerten ist total richtig, gut und legitim.
 Aber man muss gucken, wer kritisiert und wie wird kritisiert und einfach zu sagen, aus unserer Praxis, aus unserer Alltagsabfahrung, da kennen wir das nicht.
 Ohne irgendwelche Studien zu liefern, wohin gegen die Grenzwerte und sozusagen die Gefahrenargumente durch tausende Studien belegt sind, das hätte man hätten wir deutlicher rausarbeiten müssen und dann wäre auch völlig klar gewesen, dass diese angemeldeten Zweifel an diesen Grenzwerten einfach kein Fundament haben.
 Keine Basis.
 Ja, das ist kein Gelegt.
 Ja, aber das tragische ist, deswegen hat mich das eben auch geärgert, dass wir das nicht deutlicher als quatsch markiert haben, wer Zweifel säht, wird Verunsicherung ernten.
 Und das ist genau die Sache und diese Verunsicherung lässt sich dann politisch instrumentalisieren.
 Das kann man ja schon gerade im Gesundheitsbereich an der Aus der Vergangenheit ablehesen.
 Also mit dieser Strategie der Verunsicherung und der Sains von Umklahheiten bagatellisierte die amerikanische Tabakindustrie jazentelang, die Krebsgefahr durchs Rauchen und topidierte auf diese Weise gesetze zum Nichtraucherschutz.
 Und mit der selben Strategie leugnen bis heute globale Ölkonzerne und schon seit jazenten auch ihren Beitrag zum Klimawandel und verzögerten die Bemühungen zur Reduktion von CO2 im Übrigen.
 Also auch graut das am Redaktion glaube ich.
 Ja, das auch hatte auch graut also gebar. Das ist immer wieder genau das selbe Problem, das wird einfach so getan, als wir in wissenschaftliche Erkenntnisse einfach gar keine Erkenntnisse wären oder noch nicht so richtig feststünden, weil man das politisch gebrauchen kann.
 Und in diesem Fall ist das besonders tragisch natürlich das Ausricht der Bundesverkehrsminister, diese Fake News übernimmt und zur Grundlage seiner Politik macht.
 Und warum haben Sie die bedenkliche Nähe von Herrn Scheuer zur Autoindustrie schon verschiedentlich markiert? Auf jeden Fall solche Fake News von Ministerseite offiziell zu übernehmen, finde ich schon ein Problem.
 Ich finde ich populistisch zumal, wie gesagt, wir sind diesen Zweifland auch auf den Leim gegangen, aber nach ein bisschen dobernachtengen fällt an das halt auf.
 Scheuer macht beim nach dem ersten dobernachtengen schreibt dann Brief an die EU-Kommission und sagt, diese ganz Werte sind mess. Die müssten wir überdacht werden.
 Im Kommission sagt, okay, wir prüfen das jetzt. Da kann man nur hoffen, dass dabei rauskommt, ja, alles gut, wir lassen das so.
 Aber das Scheuer quasi so einen Quatsch nutzt, um so eine Volksverdummung zu betreiben, um so einen durchsichtigen Populismuspolitik zu betreiben, das tut weh und ist gefährlich und wenn ich diskreditiert den als Minister.
 Nicht verschweigen sollten wir, dass das Bundesumweltamt gemeldet hat 2018 ist die Luftverschmutzung, die Belastung teilweise gesunken.
 Also immer noch in 35 Städten sind die Grenzwerte für Stickoxide überschritten, aber in vielen Bereichen auch gesunken.
 In 2018 sind sozusagen der Grenzwert für Feinstaub in allen Ballungsräumen eingehalten. Und in allen Ballungsräumen liegt der Grenzwert im Grenzwert erstmals seit 2005.
 In 39 Prozent der Messstellen wurde der Grenzwert für Stickoxide noch überschritten, im letzten Jahr war es noch knapp die Hälfte.
 Aber muss auch sagen, in 30 Prozent der Fälle sind die Messstellen noch nicht ausgewertet. Jetzt kann man natürlich sagen, okay generell es gibt immer noch Überschreitungen und so es geht ein bisschen zurück, es geht zurück.
 Aber muss immer noch sagen, trotzdem leben Menschen in diesen gebieten Asmatiker, Kinder, Vorerkrankung und werden durch diese schlechte Luft in ihrer Gesundheit gefährdet.
 Und deswegen würde ich sagen, müssen diese Grenzwerte erhochgesetzt werden als runter.
 Also Grenzwert, Grenzwert, Grenzwert, runter. Also müssen strenger werden statt Lasche genauso.
 Dann noch gab's viel Feedback zum Tempolimit.
 Ja, ganz genau. Das ist für nächstes mal wieder der Punkt für ein ganz herzliches Dankeschön für diese engagierte und in weiten Teilen auch sehr konstruktive und freundlich geführte Debatte.
 Irgendwie um die 200 Kommentare bekommen zu vergangenen Folge und ganz viele Berufsfahrerinnen und Berufsfahrer sind auch unsere Einladung gefolgt und haben wir ein bisschen beschrieben.
 Wie Sie das sehen, interessanterweise selbst viele Leute, die regelmäßig heute mit Tempol 200 über die Autobahn rauschen, haben uns geschrieben, dass Sie das eigentlich selber für Quatschalten.
 Andere haben aber auch gesagt, dass Sie das für Sie schon wichtig ist und immerhin gewisse Zeit ersparen zu bringen, gerade beim Pendeln über lange Strecken des Nachts.
 Und so scheinen doch einige da schon Geschwindigkeitsvorteile auszumachen und einige sagen deswegen Tempolimit leben Sie ab.
 Die deutliche Mehrheit, denke ich von den Kommentaren bei uns hat sich eher für einen Tempolimit ausgesprochen, aber gesagt eine schöne Debatte. Vielen Dank dafür.
 Eine Frage allerdings hat sich so ein bisschen rauskristallisiert zu unserer Argumentation aus der letzten Sendung. Wir hatten darauf hingewiesen, dass es 181 Tote von Geschwindigkeitsunfällen gab im vergangenen Jahr.
 Also ich glaube 2017 war das Jahr und das ist dagegen. Und da wurde eingewandt, dass die doch sicherlich jetzt nicht alle bei Tempol größer 130 verstorben sind.
 Und deswegen sei dieser Umgang mit der Statistik nicht verliebe und da kann ich nur sagen natürlich werden diese 181 Tote nicht alle bei mehr als 130 Stundenkilometer uns leben gekommen sein.
 Aber mal ganz ähnlich bei Tempol 60 oder bei Tempol 80 ist es extrem schwer, sich zu tot zu fahren. Jedenfalls auf der Autobahn.
 Ja, bis wann ging er nur um Autobahn?
 Ja, oder war er jetzt nicht in der Orts- oder so? Nein, nein, nein, nein. Oder auch nicht auf der Landschraße. Natürlich kann man mit 80 von Baum fahren und dabei sterben. Ja, mühlos, leider.
 Aber auf der Autobahn ist es nicht so einfach bei Tempol 60 oder 80 tödlich zu verunglücken. Deswegen ja die 181 Tote sind nicht alle bei 130 plus gestorben.
 Aber es ist nah anliegen, dass so gut wie alle bei deutlich höheren Geschwindigkeiten gestorben sind. Und ganz wichtiger Punkt auch noch.
 Manche sagen, das ist doch meine freie Entscheidung, ob ich raser unter ein Sterbe und was ganz ehrlich sagen, das Problem ist eben, dass ganz viele Menschen die sehr schnell fahren andere umbringen.
 Wenn ich eben mit 200 der Herrbrause und über sehe, dass da vorne einer mit 80 oder 90 fährt auf der rechten Spur und nicht den Leider Gottes von hinten rammel, dann fühlt sich das so ein bisschen an, als wäre der Ruckwärts mit 110 vor die Wand gefahren.
 Und dann kann man sich vorstellen, was dann von einem Kahn-Aaronung-Tringo oder VV-Pole noch überbleibt, nämlich nicht viel. Und deswegen geht es eben nicht nur um die eigene Freiheit, die man ausleben kann, sondern es gibt ganz maßgebliche um das Lebensrecht und die körperliche Unversehrtheit anderer Menschen, die eben durch das Farme tue, einen hohen Geschwindigkeiten möglicherweise gefährdet werden.
 Dann hatte noch jemand den Punkt gebracht, wie so wir, die wir doch grundsätzlich sehr freiheitlich argumentieren, wie so wir, denn ein Tempo, die mir zur Diskussion schneiden, ich glaube, wir haben jetzt nicht ausdrücklich gesagt, es muss unbedingt eins geben und schon gar nicht welche Höhe, aber wir haben jedenfalls mal gesagt, wir finden das grundsätzlich eher sinnvoll.
 Aber trotzdem, welches, wie kommen wir dazu, obwohl das doch ein Angriff in die Freiheit ist und da muss man sagen, natürlich ist das eine Einschränkung der allgemein Handlungsfreiheit verfassungsrechtlich betrachtet, wenn es einen Tempo mitgibt.
 Auf der anderen Seite dient es aber bestimmt bezecken, nämlich zum einen dem Klimaschutz und zum anderen dem Schutz von Körper und Leben anderer Menschen.
 Und das natürlich kann man in ein solches Grundrecht auch eingreifen, wie groß jetzt die positiven Effekte sind, also wie viele Menschen dann eben gerettet werden können oder nicht verletzt werden.
 Haben wir besprochen, ist ein bisschen unklar, auch der Einfluss auf den Klimawandel ist nicht klar, aber klar ist, dass ein Tempo mit sich in diesen beiden Bereichen auf jeden Fall positiv auswirken kann.
 Streiten kann man über den Grad, das Maß, aber auf jeden Fall ist der Effekt positiv.
 Ich glaube, ich verfassungsrechtlich spricht nichts gegen einen Tempo.
 Also und so wie Scheuer das sagt, ein Tempo, der wir verspricht, verstößer gegen den gesunden Menschen verstand.
 Ja, da fällt man wirklich einen Glauben ab wie Dreist und er da sozusagen Stimmung macht und wirklich offensichtliche Dummheiten verkündet und sie so darstellt als seien sie quasi ausgeburt er vernünft.
 Also es gibt wirklich in meinen Augen kein vernünftiges Argument gegen einen Tempo limit.
 Und trotzdem zweiflich, dass es kommt, das ist einfach nicht in Deutschland, das wird das in zu unserer Lebenszeiten, glaube ich, nicht mehr passieren.
 Ich glaube ja immer noch, da ehrlich gesagt auch an die Lernfähigkeit der Politik und ich glaube auch zum Beispiel, das war ja mein Vorschlag aus der letzten Sendung, dass man zumindest mit einer Kappung der Radikal geschwündig mal versuchen könnte.
 Stichwort Limit 140 oder Limit 150 und dann natürlich ganz wichtig.
 Das hat mir glaube ich letztes Mal vergessen verbunden mit einem Abregeln der Autos.
 Also heute ist es nämlich so, dass Autos in Deutschland bis 250 fahren können.
 Dann gibt es eine Abregelung und man kann auch die, wenn ich es richtig verstand habe, sogar noch irgendwie abschalten oder ausbauen lassen oder so.
 Und das scheint mir doch da eigentlich eine Wahnsinn zu sein.
 Also natürlich müsste ein Tempo limit dann kombiniert werden mit einer Abregelung der Autos bei dieser Geschwindigkeit.
 Also oder meinwegen plus 10 oder plus 20 Toleranz oder mit man extreme Situation.
 Kann man keine Situation geben, wo man das Tempo limit unterschreiten muss und mein Umfeld zu verhindern.
 Also meinwegen, wenn das Limit mal bei 140 Käme sowie in Polen zum Beispiel, das war ja schon sehr großzügiges Limit, dann könnte man sagen, bei 160 wird dann aber auch abgeregelt.
 Also das scheint mir die Lösung zu sein. Aber gut, schauen wir mal.
 Schauen wir mal.
 Das war es für diese Woche. Danke fürs Zuhören.
 Noch mal der Hinweis auf die Lage live am 9. März in Berlin, aus der Kulturen der Welt.
 Kommt unbedingt vorbei. Das ist ein wunderwunder schöner Raum.
 Das wird ein ganz toller Abend. Wir sind total froh, dass wir da sogar aufbauen.
 Für mich wirklich total.
 Ja, genau.
 Und in diesem Sinne würde ich sagen, hab eine schöne Woche.
 Bleibt uns gewogen und bis nächste Woche.
 Genau, ticke uns unter 'na Lage.live übrigens.
 Schöne Woche und bis bald. Ciao. Tschüss.
 Ciao, tschüss!
